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Liebe Mitglieder des Mieterschutzbundes Berlin, 
liebe Leser/innen des MIETERSCHUTZ,

wat ist nur los in Berlin. Ick versteh das Ganze nich. 
Man könnte den Eindruck haben, Berlin ist krank und 
die Ärzte pfuschen nur.
Vielleicht braucht Berlin eine Überweisung an einen 
Facharzt. Nur, das kann dauern. Bis dahin haben wir 
Neuwahlen, und dann fangen wir noch mal ganz von 
vorne an. Zum Beispiel mit dem Schaffen von neuem 
Wohnraum. Wir verschlanken diesmal nicht die Bürger-
ämter, sondern die Bauämter und erteilen einmal ganz 
locker Baugenehmigungen. Wer sozial verträglich bau-
en will, wird bevorzugt. Es könnte alles so einfach sein, 
wenn nicht so viele Bedenkenträger da wären. Man fragt 
sich nur, wo die Kreise waren, als der Senat mit seinen 
Bauvorhaben billiger sein wollte, als private Bauträger. 
Allein mit den ausufernden Mehrkosten hätte man im 
sozialen Wohnungsbau bis zum Horizont investieren 
können. Natürlich gibt es 1000 Gründe, warum dies so 
sein muss und Schuld sind immer die Anderen, die man 
daran erkennt, dass sie gar nicht wissen, um was es ge-
rade geht. Aber die Verluste kann man ja wieder reinho-
len. Ich will hier nicht an die Anhebung der Grundsteuer 
im Zusammenhang mit dem Bankenskandal erinnern, 
aber auf diesem Weg hat man das damalige Problem so-
zial verträglich geregelt, indem man alle Berliner über 
die Betriebskosten an der Wiedergutmachung des Scha-
dens teilhaben ließ. Jetzt hat man einen weiteren Weg ge-
funden. Bis zu 100.000 € soll der zahlen, der tage- oder 
wochenweise ohne Genehmigung seine Wohnung wei-
tervermietet. Es ist aber auch ein Ding, dass Mieter am 
Tourismus verdienen wollen, das geht doch nicht. Man 
spricht von 17.000 nicht genehmigten Ferienwohnun-
gen. Bloß nicht genehmigen, sonst kommt kein Geld 
rein und hier besteht auch die Möglichkeit, die freiwer-
denden Mitarbeiter vom Bauamt weiter zu beschäftigen. 
Aber man kann doch nicht ernsthaft annehmen, dass 
man mit einer Verschärfung der Zweckentfremdungs-
verordnung das Wohnungsproblem in Berlin löst. Auch 
die anstehenden Wahlen trösten nicht. Das gilt insbe-
sondere auch für die Partei, die uns weismachen will, es 
könnte uns so gut gehen, wenn es nicht Menschen ge-
be, die schuldlos von der Stütze leben müssen. Man ver-
schweigt aber, dass die öffentlichen Mittel wieder in den 
Kreislauf gehen. Man kauft ein, man schafft an und man 
bezahlt sogar Mieten damit. Was will man mehr.

Herzlichst                    Ihr Michael Müller-Degenhardt
                                           Vorstandsvorsitzender

INHALT
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Frau Becker mit  den Rechtsanwälten Albrecht und Zipse

Im April dieses Jahres haben wir un-
sere langjährige Mitarbeiterin, Frau 
Brigitte Becker, in den wohlverdien-
ten (Un-)Ruhestand verabschiedet. 
Vor allem den Mitgliedern, die die 
Rechtsberatung in unserer Filiale in 
der Torstraße in Berlin Mitte wahrge-
nommen haben, ist die eloquente Art 
von Frau Becker am Empfang der Fi-
liale stets ein freundliches Willkom-
men gewesen.

Frau Becker war seit dem 1.10.1998 
für den Mieterschutzbund Berlin e.V. 
tätig. Anfangs arbeitete sie in der 
Hauptgeschäftsstelle in der Konstan-
zer Straße und bearbeitete dort die  
Rechtsschutzangelegenheiten, um  im 
Mai 1999 nach Mitte in unsere Filia-
le in der Leipziger Straße 49 zu wech-
seln, die sie dann viele Jahre als ver-
antwortliche Mitarbeiterin leitete. Zu-
nächst ansässig in nicht besonders 
attraktiven Räumen in einem Hoch-
haus in der Leipziger Straße, war es 
ihr vergönnt, im Jahr 2004 mit der Fili-
ale in die modernen und hellen Räume 

Aus gegebenem Anlass bitten wir 
nochmals, die Telefonsprechstun-
de nur für allgemeine Fragen zu 
nutzen. Anfragen zu laufenden Be-
ratungsvorgängen können in der 
Telefonsprechstunde nicht beant-
wortet werden. Ebenso kann dem 
Wunsch nach Fertigung von Kor-

respondenz in der Telefonsprech-
stunde in der Regel nicht nach-
gekommen werden. Dafür ist ein 
persönlicher Beratungstermin in 
einer unserer Filialen zu vereinba-
ren.  Bitte blockieren Sie die Tele-
fonberatung nicht! Haben Sie be-
reits einen Beratungstermin in ei-

Telefonsprechstunde

SERVICE FÜR BERLIN

in der Torstraße zu ziehen. Auch dort 
kam die jung gebliebene Art von Frau 
Becker vor allem beim jüngeren Mit-
gliederstamm gut an.

Der Verein bedankt sich für die  uner-
schöpfliche Geduld mit den Kollegen, 
Anwälten und Mitgliedern, für eine 
eigenverantwortliche Filialleitungs-
tätigkeit, unzählige freundliche Tele-
fonate, variationsreich ausgefertigte 
Korrespondenz und das unentbehr-
liche Quantum an Humor bei der Be-
wältigung der täglichen Aufgaben.

Der Vorstand und die Rechtsbera-
ter danken ihr für eine hervorragen-
de Führung der Geschäftsstelle, das 
Fernhalten des ein oder anderen  Ver-
mieters, eine freundliche Arbeitsat-
mosphäre und die ein oder andere 
Tasse Kaffee oder Tee.

Frau Becker wird dem Verein mit ei-
nem anderen Aufgabenbereich in 
eingeschränkter Form weiter erhal-
ten bleiben. Seit ihrem Abschied ver-

stärkt Frau Fiedler das Team in der 
Torstraße.

Für die Zukunft wünschen wir Frau 
Becker Gesundheit, Kraft und viel Zeit 
für ihre Enkelkinder und andere schö-
ne Dinge des Lebens.

Danke!

Abholung der Gewinne

In der Ausgabe „Mieterschutz“ 
4/2015 hatten wir für die ersten drei 
Gewinner unseres Preisrätsels je-
weils ein Buch des Zeitgut-Verla-
ges mit dem Titel „Trümmerkinder“ 
ausgeschrieben. Gewonnen hatten 
Frau Gertraud Hilse, Frau Dagmar 
Kautz und Herr Siegfried Kroll. Bis-
lang ist lediglich ein Buch abgeholt 
worden. Wir bitten die beiden ande-

ren  Gewinner, den Sachpreis unter 
Vorlage eines Lichtbildausweises in 
der Hauptgeschäftsstelle Konstan-
zer Straße abzuholen oder sich unter 
der Telefonnummer 921 02 30 10 mit 
der Hauptgeschäftsstelle in Verbin-
dung zu setzen.

Herr Jan Scherling-Kloster gewann 
im Rahmen unserer Aktion „Mit-

glieder werben Mitglieder“ einen 
Gutschein vom Kaufhaus des Wes-
tens in Höhe von 50,00 €. Auch die-
ser Gutschein ist bislang nicht ab-
geholt worden. Er liegt noch in der 
Hauptgeschäftsstelle, Konstanzer 
Straße, Berlin-Wilmersdorf bereit. 
Auch ihn bitten wir, den Gutschein 
unter Vorlage eines Lichtbildaus-
weises abzuholen.

ner unserer Filialen vereinbart, ist 
es nur in wenigen Ausnahmefäl-
len erforderlich, vorher die tele-
fonische Beratung zu nutzen. Die-
se Vorgehensweise führt zu unnö-
tigen Wartezeiten für die übrigen 
Mitglieder, die in der Telefonbera-
tung Rechtsrat suchen!

Der Mieterschutzbund sagt  DANKE!
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UNTERMIETE

Richtig Untervermieten –
Wie Sie sich vor bösen Überraschungen 
schützen können - Teil 1
von Rechtsanwältin Kati Selle

In Zeiten, in denen es schwer ist, 
bezahlbaren Wohnraum (neu) an-
zumieten, kommt Alternativen zu 
einer möglichen Wohnungskün-
digung eine besondere Bedeu-
tung zu. Viele Mieter versuchen, 
eine Beendigung des Mietvertra-

ges zu vermeiden. Muss der Mie-
ter vorübergehend aufgrund be-
ruflicher oder privater Gründe sei-
nen Wohnort verlassen oder sich 
aufgrund unvorhergesehener Um-
stände finanziell neu ordnen, kann 
die Untervermietung zumindest 

eines Teils der Wohnung eine gu-
te Alternative zur Mietvertragsbe-
endigung sein. Wir erklären Ihnen 
nachfolgend, was in solchen Fäl-
len rechtlich zu beachten ist!

Was gilt grundsätzlich 

zur Untervermietung?

Grundsätzlich gilt, dass der Mieter 
ohne Erlaubnis des Vermieters nicht 
berechtigt ist, den Gebrauch der 
Mietsache einem Dritten zu über-
lassen, insbesondere sie weiter zu 
vermieten (§ 540 Absatz 1 Satz 1 
BGB). Dies gilt für alle Mietverhält-
nisse – Wohnraum- und Gewerbe-
raummiete – und für Pachtverhält-
nisse. Der Mieter darf das Miet-
verhältnis nur in eigener Person 
ausüben. Immerhin ist es für den 
Vermieter von erheblicher Bedeu-
tung, wem er die Mietsache über-
lassen möchte, denn die konkret an-

mietende Person bestimmt nicht zu-
letzt den Umfang und den Grad der 
Abnutzung der Mietsache.

Wann gilt  

§ 540 Absatz 1 Satz 1 BGB?

Die gesetzliche Regelung des § 540 
Absatz 1 Satz 1 BGB bezieht sich 
auf jedwede Art der Überlassung 
des Gebrauchs der Mietsache, 
unabhängig davon, worin sie ih-
ren Grund hat – ob vertraglich be-
gründet (z.B. als Miete oder Leihe) 
oder aufgrund tatsächlichen Han-
delns ohne konkrete vertragliche 
Rechtsbindung. § 540 BGB gilt auch 

unabhängig davon, ob dem Dritten 
selbstständige Besitzrechte einge-
räumt worden sind oder der Dritte 
die Mietsache lediglich mitbenut-
zen darf. 
§ 540 Absatz 1 Satz 1 BGB gilt nicht, 
wenn Ehe- bzw. Lebenspartner 
des Mieters, Kinder oder Stiefkin-
der dauerhaft in die Wohnung auf-
genommen werden sollen. Die Auf-
nahme von Personen dieser pri-
vilegierten Gruppe gehört zum 
mietvertragsgemäßen Gebrauch. 
Eine Genehmigung des Vermieters 
muss nicht eingeholt werden. Das 
gilt auch für Hausangestellte und 
Pflegepersonen. Einige Gerichte 
subsumieren auch Enkelkinder unter 
diesen bevorzugten Personenkreis. 
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Je nach Umständen des Einzelfalls 
können auch Eltern ohne Genehmi-
gung des Vermieters in die Wohnung 
aufgenommen werden.
Allerdings besteht das Recht, die na-
hen Verwandten auch ohne Geneh-
migung des Vermieters in die Woh-
nung aufzunehmen, nur solange der 
Mieter die Wohnung selbst (auch) 
nutzt. Eine Überlassung zur alleini-
gen Nutzung ist nicht zulässig.
Anders bei sonstigen Verwandten 
– wie z.B. Bruder, Schwager, Tante. 
Auch bei nichtehelichen Lebens-
gemeinschaften sieht die Recht-
sprechung kein Recht, den Lebens-
gefährten „ungefragt“ in die Woh-
nung aufnehmen zu dürfen. Diese 
Partnerschaften sind der Ehe bzw. 
der Lebenspartnerschaft nach § 1 
LPartG nicht gleichgestellt. Hier ist 
die Erlaubnis des Vermieters ein-
zuholen. Es gelten sodann gege-
benenfalls die für die Wohnraum-
miete in § 553 BGB normierten Vo-
raussetzungen. An das vom Mieter 
darzulegende berechtigte Interes-
se an der Untervermietung bzw. an 
der Aufnahme des Lebensgefähr-
ten sind keine allzu hohen Anfor-
derungen zu stellen. Dieses ist be-
reits dann zu bejahen, wenn der 
Mieter im Rahmen seiner Lebens-
gestaltung aus persönlichen oder 
wirtschaftlichen Gründen mit ei-
nem Dritten eine auf Dauer ange-
legte Lebensgemeinschaft begrün-
den möchte.

Was gilt für Besuch?

Ebenfalls ist es dem Mieter selbst-
verständlich möglich, auch ohne 
Genehmigung des Vermieters Be-
such in die Wohnung aufzuneh-
men. Besucher ist nach allgemei-
nem Verständnis jeder, der sich 
aufgrund eines besonderen per-
sönlichen Beziehungsverhältnis-
ses vorübergehend in der Woh-
nung aufhält. Diesbezüglich lassen 
sich keine klaren Grenzen ziehen, 
wann man nicht mehr von einem vo-
rübergehenden Aufenthalt spricht. 
Verfestigt hat sich in der Recht-
sprechung allerdings, dass bei ei-

nem dauernden Aufenthalt von län-
ger als vier bis sechs Wochen ei-
ne überwiegende Vermutung dafür 
spricht, dass es sich nicht mehr um 
einen Besuch handelt. Allerdings 
steht es dem Mieter offen, das Ge-
genteil nachzuweisen. So kann im 
Einzelfall zum Beispiel auch ein län-
gerer Aufenthalt eines Studenten in 
den Semesterferien bei seinen Ver-
wandten noch als Besuch zu wer-
ten sein.

Was gilt für  

Wohngemeinschaften?

Von wesentlicher Bedeutung für 
den aktuellen Wohnungsmarkt 
sind auch die Fälle der ausschließ-
lichen Wohngemeinschaften. Ob 
Studenten, Senioren oder Singles, 
ob aus finanziellen oder gesund-
heitlichen Gründen – das gemein-
same Leben in einer Wohnung ist 
für viele Mieter eine bevorzugte 
Alternative zur bislang klassischen 
Wohnsituation. Und so kommt es in 
der Mietrechtspraxis häufiger vor, 
dass ein oder mehrere Hauptmie-
ter ein oder auch mehrere Zimmer 
in der Wohnung weiteren Perso-
nen zum Gebrauch überlassen wol-
len, ohne dass diese Personen al-
lerdings Mitglieder des Hauptmiet-
verhältnisses werden. Begründen 
der Hauptmieter und die dritte Per-
son ein Mietverhältnis, handelt es 
sich um ein „klassisches“ Unter-
mietverhältnis. Besondere rechtli-
che Regelungen dazu lassen sich 
im Gesetz nicht finden. Es gilt un-
eingeschränkt § 540 Absatz 1 Satz 
1 BGB.

Was ist mit  

Gefälligkeiten?

Rechtlich denkbar ist auch, dass 
die Gebrauchsüberlassung von 
Mieträumen eine reine Gefälligkeit 
darstellt, die aus rechtlichen Ge-
sichtspunkten weder der Erlaubnis 
des Vermieters bedarf noch aus 

sonstigen Gründen zu beanstan-
den ist. Davon wird man ausgehen, 
wenn ein Dritter sich für kurze Zeit 
in der Wohnung aufhält, um einen 
Zeitraum zu überbrücken, nach 
welchem er beabsichtigt, sich an-
derweitig „einzuquartieren“. Auch 
als Gefälligkeit gilt es, wenn ein 
Dritter die Wohnung nutzt und zu-
gleich – etwa in urlaubsbedingter 
Abwesenheit des Mieters – die-
se bewacht, Haustiere pflegt oder 
Kinder versorgt. In diesem Zusam-
menhang kann die Abgrenzung zur 
Leihe, für die die Erlaubnis des Ver-
mieters benötigt wird, schwierig 
sein. Als wesentlicher rechtlicher 
Unterschied ist darauf abzustellen, 
dass bei der Gefälligkeit der Dritte 
kein Recht zum Besitz erwirbt.

TITELTHEMA
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Satz 1 BGB die Untervermietungs-
erlaubnis seines Vermieters, d.h. 
des Hauptmieters. Aus dem Sinn 
und Zweck der gesetzlichen Re-
gelungen in den §§ 540, 553 BGB 
folgt allerdings, dass auch die Er-
laubnis des Hauptvermieters ein-
zuholen ist. Immerhin hat dieser 
Anspruch darauf zu erfahren, wer 
seine Mietsache inne hält.

Was sind die Voraus

setzungen für den Anspruch 

auf Untervermietung?

Entsteht für den Mieter nach Ab-
schluss des Mietvertrages ein be-
rechtigtes Interesse, einen Teil des 
Wohnraums einem Dritten zum Ge-
brauch zu überlassen, kann er von 
dem Vermieter die Erlaubnis hier-
zu verlangen (§553 Absatz 1 Satz 1 
BGB).
Ein berechtigtes Interesse des 
Mieters an der Untervermietung 
ist immer dann gegeben, wenn ver-
nünftige Gründe seinen Wunsch 
nach Überlassung eines Teils der 
Wohnung nachvollziehbar erschei-
nen lassen. Der bloße Wunsch ei-
ner Untervermietung genügt zwar 
nicht. Jedoch sind an das Vorlie-
gen des berechtigten Interesses 
auch keine allzu hohen Anforde-
rungen zu stellen. Jedes Interes-
se von nicht ganz unerheblichem 

Gewicht, das mit der Rechts- und 
Sozialordnung in Einklang steht – 
wirtschaftlicher, aber auch per-
sönlicher Art – kann das berech-
tigte Interesse begründen.
Die Rechtsprechung hat ein be-
rechtigtes Interesse in folgenden 
Fällen bejaht:
-	Auszug eines von mehreren Mie-

tern, Untervermietung zur Deckung 
der Wohnkosten 

-	Begründung einer auf Dauer ange-
legten Wohngemeinschaft

-	humanitäre Gründe
-	Arbeitslosigkeit des Mieters, zur 

Deckung der Wohnkosten
-	krankheitsbedingte Einkommens-

einbußen, zur Deckung der Wohn-
kosten

-	Begründung der Wohngemein-
schaft zur gegenseitigen Unter-
stützung bei der Kinderbetreuung

-	Aufnahme eines Verwandten, um 
diesen bei familiären Problemen zu 
unterstützen

-	Angst vor Vereinsamung bei älte-
ren Menschen

-	Psychische Belastung durch das 
Alleinleben nach Auszug eines Mit-
bewohners.

Für die Annahme des berechtigten 
Interesses an der Untervermietung 
spielt es keine Rolle, ob den Mieter 
an dem Eintritt des berechtigten 
Interesses ein Verschulden trifft. 
Wichtig ist lediglich, dass die das 
berechtigte Interesse rechtfer-
tigenden Sachverhaltsumstände 
erst nach Abschluss des Mietver-

Wann muss der Vermieter 

eine Untervermietung 

gestatten?

Für den Bereich der Wohnraummiete 
kann – ergänzend zur allgemeinen Re-
gelung des § 540 BGB – ein Anspruch 
des Mieters auf Erlaubnis der Unter-
vermietung eines Teils der Wohnung 
bestehen. Es gilt ergänzend die ge-
setzliche Regelung des §  553 BGB. 
Für die Beurteilung der Frage, ob ein 
solcher Anspruch besteht, muss zu-
nächst darauf abgestellt werden, 
welche Ziele der Mieter verfolgt. Ju-
ristisch ist zwischen der Unterver-
mietung nach § 553 BGB und der Ge-
brauchsüberlassung der Mietsache 
nach § 540 BGB abzugrenzen.
Von Untermiete spricht man immer 
dann, wenn die Mietsache insge-
samt oder ein Teil der Mietsache ei-
nem Dritten gegen Zahlung eines Ent-
gelts überlassen wird. Wesentliches 
Element bei der Wohnraummiete ist 
dabei, dass dem Untermieter wenigs-
tens ein Teil der Wohnung zur aus-
schließlichen Benutzung individuell 
zur Verfügung steht, z.B. die alleinige 
Nutzung eines Zimmers in der Woh-
nung. Hier kann ein Anspruch nach 
§ 553 BGB auf Erteilung der Unterver-
mietungserlaubnis möglich sein.
Begehrt der Mieter hingegen eine 
Gebrauchsüberlassung der (gesam-
ten) Mietsache – auch bei Wohnraum 
– kann er die Erlaubnis des Vermie-
ters grundsätzlich nicht erzwingen. 
Es besteht kein Anspruch auf deren 
Erteilung. Sofern nicht in der Person 
des Dritten ein wichtiger Grund für 
die Verweigerung der Erlaubnis vor-
liegt, bleibt ihm in diesem Fall lediglich 
eine außerordentliche Kündigungs-
möglichkeit nach § 540 Absatz 2 BGB.

Darf der Untermieter 

untervermieten?

Wenn der Untermieter seiner-
seits untervermieten will, benötigt 
er nach der allgemeinen gesetz
lichen Regelung des § 540 Absatz 1 

UNTERMIETE
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trages entstanden sind. Dies gilt 
unabhängig davon, ob der Mieter 
den späteren Verlauf der Gescheh-
nisse hätte voraussehen können. 
Jedoch muss sich die Situation 
des Mieters bei Vertragsabschluss 
von der bei späterem Unterver-
mietungsbegehren deutlich unter-
scheiden. 

Was muss dem Vermieter 

mitgeteilt werden?
 
Um dem Vermieter die Prüfung sei-
ner Pflicht zur Erteilung der Unter-
vermietungserlaubnis zu ermög-
lichen, ist es grundsätzlich erfor-
derlich, dass der Mieter ihm die 
Person des potenziellen Untermie-
ters zunächst namentlich benennt. 
Erst dann kann der Vermieter even-
tuell der Erteilung der Erlaubnis 
entgegenstehende personenbezo-
gene Gründe prüfen. Die Gerichte 
erwarten auch die Mitteilung wei-
terer persönlicher Informationen 
zur Person des Untermieters: An-
schrift, Geburtsdatum, Beruf. Wei-
tere Voraussetzung für die Pflicht 
zur Erteilung einer Untervermie-
tungserlaubnis durch den Vermie-
ter ist, dass der Mieter auch ver-
tragsbezogene Daten übermittelt: 
Art der Nutzung der Räume, Höhe 
des Untermietzinses, Laufzeit des 
Untermietvertrages, Kündigungs-
möglichkeiten. Die Überreichung 
des Untermietvertrages durch 
den Mieter an den Vermieter hal-
ten die meisten Gerichte nicht für 
erforderlich. Ebenfalls müssen die 
Gründe für das Untervermietungs-
begehr durch den Mieter dargelegt 
werden. Eine Substantiierung der 
Sachverhaltsumstände, die sein 
berechtigtes Interesse begründen, 
kann erforderlich sein. So wird der 
Mieter gegebenenfalls zum Bei-
spiel konkrete Einkommenseinbu-
ßen darstellen müssen.
Eine Verletzung der vorstehenden 
Informationspflicht durch den Mie-
ter führt dazu, dass der Anspruch 
auf Erteilung der Untervermie-
tungserlaubnis nicht besteht. 

Was darf  

untervermietet werden?
 
Unter Bezugnahme auf die gesetz-
liche Regelung nach § 553 Absatz 1 
Satz 1 BGB kann lediglich ein An-
spruch auf Untervermietung ei-
nes Teils der Wohnung geltend ge-
macht werden. Ein Anspruch auf 
vollständige Untervermietung der 
Wohnung besteht nicht. Der Mie-
ter muss weiterhin einen Teil der 
Wohnung nutzen, der mehr als un-
erheblich ist. Diese Voraussetzung 
ist nicht erfüllt, wenn der Mieter 
(nur noch) den Kellerraum oder ei-
nen kleinen Raum in der Wohnung 
zum Zweck der Aufbewahrung von 
Möbeln nutzt.
Strittig kann dieser Umstand in 
dem Fall sein, dass der Mieter sei-
nen Wohnsitz dauerhaft an einen 
anderen Ort verlegt hat. § 553 BGB 
ist aber nicht grundsätzlich ausge-
schlossen, wenn der Mieter in ei-
ner anderen Stadt lebt und ein Zim-
mer in der Wohnung zu gelegent-
lichen Aufenthalten nutzt, weil 
er etwa beruflich hin und wieder 
in der Stadt zu tun hat oder aber 
sein getrennt von ihm lebendes 
Kind an Wochenenden besuchen 
möchte. Hier sind viele Fallgestal-
tungen denkbar. Manche Gerichte 
wollen auf das Verhältnis der an-
teilig überlassenen Fläche an der 
Gesamtfläche der Wohnung ab-
stellen. Andere wiederum neh-
men die Anzahl der Zimmer als An-
knüpfungspunkt. Wiederum ande-
re orientieren sich an der Frage, ob 
der Mieter seinen Lebensmittel-
punkt (noch) in der Wohnung hat. 
Der BGH hat letzteren Umstand 
als (alleiniges) Beurteilungskriteri-
um jedenfalls abgelehnt. Auch der 
Mieter, der nicht seinen Lebens-
mittelpunkt in der Wohnung hat, 
kann ein berechtigtes Interesse 
an einer Untervermietung haben. 
Grundsätzlich ist diese Vorausset-
zung für den Umstand, ob der Ver-
mieter eine Erlaubnis zur Unter-
vermietung erteilen muss, wegen 
der vielfachen tatsächlich denk-
baren Sachverhaltsumstände im-

mer einzelfallabhängig zu prüfen. 
Dabei dürfte aber ein entscheiden-
der Ansatzpunkt zu berücksich-
tigen sein: die Frage, ob der Mie-
ter beabsichtigt, weiter die Sach-
herrschaft der Wohnung ausüben 
zu können. Denkbar ist dies auch in 
Fällen einer längeren Verhinderung 
der Nutzung der Wohnung infolge 
einer Erkrankung, einer längeren 
– bis zu 5 Jahren! – beruflich oder 
studienbedingten Ortsabwesenheit 
und selbst bei eingeschränkter Er-
reichbarkeit im Ausland.
Im Übrigen kann sich der Anspruch 
auf Untervermietung ausschließ-
lich auf eine Nutzung durch den 
Untermieter zu Wohnzwecken be-
ziehen. Außerhalb der Wohnraum-
miete findet § 553 BGB keine An-
wendung.

Was passiert beim  

Wechsel des Untermieters?

Hat der Vermieter einmal eine Un-
tervermietung gestattet, bedeutet 
dies nicht, dass er das grundsätz-
lich auch zukünftig tun muss. Die Er-
laubnis bezieht sich im Regelfall – es 
sei denn sie ist ausdrücklich für al-
le Untermieter für die gesamte Dau-
er des Mietverhältnisses generell er-
teilt – immer nur auf das jeweilige Un-
termietverhältnis. Hier kommt es auf 
die konkreten Absprachen der Miet-
vertragsparteien an. Gegebenenfalls 
muss der Mieter erneut seinen An-
spruch auf Erteilung der Unterver-
mietungserlaubnis nach § 553 Absatz 
1 Satz 1 BGB geltend machen.

Wann kann der  

Vermieter die Erteilung der 

Untervermietungserlaubnis 

verweigern?

Ein Anspruch auf Erteilung einer 
Untervermietungserlaubnis besteht 
für den grundsätzlich berechtigten 
Mieter dann nicht, wenn in der Per-

TITELTHEMA
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son des Dritten ein wichtiger Grund 
vorliegt, der Wohnraum übermä-
ßig belegt würde oder dem Vermie-
ter die Überlassung aus sonstigen 
Gründen nicht zugemutet werden 
kann (§553 Absatz 1 Satz 2 BGB).

Wichtiger Grund in der Person des 
Dritten
Ein wichtiger Grund liegt in der Per-
son des Dritten nicht nur dann vor, 
wenn die konkrete Annahme be-
steht, der Dritte könne den Haus-
frieden stören oder die Mietsache 
beschädigen. Eine weitgehende 
Auslegung dieses Ablehnungsgrun-
des ist nach der Rechtsprechung im 
Interesse des Vermieters geboten. 
Daher können auch andere gewich-
tige Gründe die Ablehnung einer Un-
tervermietungserlaubnis begründen. 
Bei der Gewerberaummiete kann 
das der Konkurrenzschutz benach-
barter Gewerbemieter sein. Auch 
Änderung des bisherigen Mietge-
brauchs muss der Vermieter nicht 
hinnehmen. Dort, wo bisher eine 
Wohnraumnutzung vereinbart ge-
wesen ist, muss sich der Vermieter 
nicht mit einer gewerblichen Nut-
zung der Fläche durch den Unter-
mieter einverstanden erklären. Die 
Solvenz des Untermieters spielt bei 
vorliegender Tatbestandsvoraus-
setzung keine Rolle. Mangels ei-
nes bestehenden Vertragsverhält-
nisses zwischen Vermieter und 
Untermieter ist sie kein entschei-
dendes Kriterium für eine Verwei-
gerung der Erteilung der Unterver-

mietungserlaubnis. Vorstehendes 
gilt selbstverständlich auch im Hin-
blick auf die Nationalität des po-
tentiellen Untermieters. Ebenfalls 
nicht als wichtigen Grund im Sinne 
des § 553 Absatz 1 Satz 2 BGB kann 
der Vermieter den Umstand heran-
ziehen, dass die Einnahmen aus der 
Untervermietung den Mietzins aus 
dem Hauptmietverhältnis überstei-
gen. Auch eine beabsichtigte kur-
ze Dauer der Untervermietung stellt 
keinen wichtigen Grund für die Ab-
lehnung der Erlaubnis durch den 
Vermieter dar.

Überbelegung
Ob eine Wohnung überbelegt ist 
oder nicht, lässt sich nicht allge-
mein festlegen. Selbstverständlich 
ist als erstes Kriterium auf die Zahl 
der in der Wohnung leben wollen-
den Personen im Verhältnis zur An-
zahl der Zimmer abzustellen. Aber 
auch die Größe der Räume ist für 
die Beurteilung der Frage, ob die 
Wohnung überbelegt ist von erheb-
licher Bedeutung. In Literatur und 
Rechtsprechung wurde die Faust-
regel aufgestellt, dass die Woh-
nung dann jedenfalls nicht überbe-
legt ist, wenn jeder erwachsenen 
Person oder zwei Kindern bis zum 
13. Lebensjahr ein Raum von ca. 
12m² Größe zur Verfügung steht. 
Anhaltspunkt für das Land Berlin 
ist dabei auch das Gesetz zur Be-
seitigung von Wohnungsmiss-
ständen in Berlin (Wohnungsauf-
sichtsgesetz WoAufG Bln). Gemäß 

§ 7 WoAufG Bln dür-
fen Wohnungen nur 
überlassen oder be-
nutzt werden, wenn 
für jede Person eine 
Wohnfläche von min-
destens 9 m² für je-
des Kind bis zu sechs 
Jahren eine Wohn-
fläche von mindes-
tens 6 m² vorhanden 
ist. Einzelne Wohn-
räume dürfen nur 
überlassen oder be-
nutzt werden, wenn 
für jede Person eine 
Wohnfläche von min-

destens 6 m², für jedes Kind bis zu 
sechs Jahren eine Wohnfläche von 
mindestens 4 m²vorhanden ist und 
Nebenräume zur Mitbenutzung zur 
Verfügung stehen.
Die Rechtsprechung hierzu ist ge-
nauso einzelfallabhängig wie auch 
vielfältig. Eine Überbelegung wur-
de so z.B. in folgenden Fällen be-
jaht:
•	70 m² – 4 Zimmer – 4 Erwachsene 

und 3 Kinder,
•	8-köpfige Familie in 64,30 m² und 

3 Zimmern sowie
•	57 m²-Wohnung – 2 Erwachsene 

und 6 Kinder.
Im Gegensatz dazu wurde eine 
Überbelegung nicht erkannt bei:
•	33 m² – 1 Zimmer – 3 Erwachsene 

+ 1 Kind,
•	63 m² – 7 Personen oder auch
•	5 Zimmer – 96 m² – 7 Personen.

Sonstige Verweigerungsgründe
Aus sonstigen Gründen kann der 
Vermieter die Untervermietungs
erlaubnis verweigern, wenn er 
durch die Untervermietung unzu-
mutbaren Belastungen ausgesetzt 
wäre. Das kann zum Beispiel in den 
Fällen gegeben sein, in denen die 
Beendigung des Hauptmietvertra-
ges unmittelbar bevorsteht. Dem 
Vermieter kann dann nicht das Ri-
siko aufgebürdet werden, die Räu-
mung der Wohnung gegenüber ei-
ner weiteren Person rechtlich, gar 
klageweise geltend machen zu 
müssen. Sonstige Verweigerungs-
gründe sind auch immer dann zu 
Gunsten des Vermieters im Beson-
deren zu prüfen, wenn eine Unter-
vermietung innerhalb der vom Ver-
mieter selbst bewohnten Wohnung 
begehrt wird. 
Der Vermieter darf die Unterver-
mietung allerdings aus sachfrem-
den Gründen nicht ablehnen. An-
derenfalls wäre dies ein Verstoß 
gegen die Grundsätze von Treu und 
Glauben nach § 242 BGB. Die Ver-
weigerung der Untervermietungs-
erlaubnis stellte sich dann als 
rechtsmissbräuchlich dar. Rechts-
missbräuchlich ist es zum Beispiel, 
wenn der Vermieter die Erteilung 
der Untervermietungserlaubnis in 

UNTERMIETE



3 / 2016       mieterschutz  9

der Hoffnung ablehnt, der bisheri-
ge Hauptmieter würde ausziehen 
und er könnte mit dem Dritten ei-
nen neuen Hauptmietvertrag zu ei-
nem höheren Mietzins abschlie-
ßen.

Wie ist die  

Untervermietungserlaubnis  

zu erteilen?

Es steht den Mietvertragsparteien 
frei, die Möglichkeit bzw. Erlaub-
nis einer Untervermietung bereits 
im Mietvertrag zu vereinbaren. Da-
bei sind verschiedene vertragliche 
Konstellationen denkbar. 
Mietvertraglich regelbar ist ei-
ne generelle Untervermietungs-
erlaubnis dahingehend, dass der 
Mieter für die Dauer des Mietver-
hältnisses grundsätzlich das Recht 
zur Untervermietung hat. Dann 
kann der Mieter nach freiem Er-
messen untervermieten. Er muss 
allerdings durchaus die Interes-
sen des Vermieters beachten. Sei-
nem Ermessen sind Grenzen durch 
den Hauptmietvertrag, vertragsim-
manente Schranken und durch 
Rechtsmissbrauch (§ 242 BGB) ge-
setzt. Eine solch weitgehende ver-
tragliche Absprache ist in der Pra-
xis selten bis kaum zu finden. 
Ist ein Verbot mit Erlaubnisvorbe-
halt vereinbart, ist diese Klausel an 
der gesetzlichen Regelung zu mes-
sen. Danach hat der Vermieter ei-
ne Untervermietungserlaubnis bei 
Vorliegen der Voraussetzungen 
des Anspruchs des Vermieters zu 
erteilen. 
Findet sich im Mietvertrag eine Er-
laubnis mit Verbotsvorbehalt, gilt 
die Untervermietungserlaubnis als 
erteilt, kann aber – im Regelfall aus 
wichtigem Grund – durch den Ver-
mieter zurück genommen werden.
Ist im Mietvertrag verabredet, 
dass der Vermieter die Erlaub-
nis bei Vorliegen der explizit be-
stimmten vertraglichen Vorausset-
zungen erteilen muss, sind solche 
Absprachen grundsätzlich zuläs-

sig. Sie finden ihre Grenzen bei der 
Wohnraummiete durch § 553 Ab-
satz 3 BGB, wonach vertragliche 
Vereinbarungen zum Nachteil des 
Mieters unwirksam sind.
Ein mietvertraglicher Ausschluss 
der Untervermietung ist bei der 
Wohnraummiete unter Berück-
sichtigung des § 553 Absatz 3 BGB 
unwirksam. Ebenfalls unwirksam 
ist die Bedingung im Formularmiet-
vertrag, dass die Untervermie-
tungserlaubnis nur wirksam ist, so-
fern sie schriftlich erteilt wird.
Bei der Erteilung der Erlaubnis zur 
Untervermietung handelt es sich 
um eine einseitige empfangsbe-
dürftige Willenserklärung, die so-
wohl gegenüber dem Mieter als 
auch gegenüber dem Dritten abge-
geben werden kann. Sie ist form-
frei und kann auch stillschwei-
gend, z.B. wenn sie längere Zeit 
unbeanstandet blieb, erklärt wer-
den. In den Fällen, in denen der 
Hauptmietvertrag für länger als ein 
Jahr abgeschlossen ist, sollte die 
Erlaubnis ausnahmsweise schrift-
lich erteilt werden. Im Übrigen ist 
Schriftform vor allem aus Gründen 
der Nachweisbarkeit immer anzu-
raten.
Inhaltlich ist es zulässig, die Un-
tervermietungserlaubnis auf einen 
Untermieter zu beschränken und 
auch die Erlaubnis zeitlich zu be-
fristen. Bei einer zeitlichen Befris-
tung sollte der Untervermieter dar-
auf achten, dass er den Untermiet-

vertrag dann auch entsprechend 
beenden kann, d.h. die Vertrags-
konditionen mit dem Untermieter 
anpasst.

Darf der Vermieter 

die Untervermietungs

erlaubnis widerrufen?

Ist die Erlaubnis zur Untervermie-
tung einmal erteilt, kann der Ver-
mieter sie ohne vereinbarten Wi-
derrufsvorbehalt nicht einfach wi-
derrufen. Möglich bleibt lediglich 
ein Widerruf aus wichtigem Grund, 
zum Beispiel störendes Verhalten 
des Untermieters (jedoch vorher 
Abmahnung). Im Grunde genom-
men können solche Sachverhal-
te den Widerruf rechtfertigen, die 
den Vermieter auch zu einer Kündi-
gung aus wichtigem Grund berech-
tigen und die Fortsetzung des Un-
termietverhältnisses für den Haupt-
vermieter unzumutbar erscheinen 
lassen.

Teil 2 des Artikels erscheint in un-
serer nächsten Ausgabe „Mieter-
schutz “ 4/2016 
dann u.a. zu den Themen: Unter-
mietzinszuschlag, Abtretung von 
Ansprüchen, Haftung des Haupt-
mieters, unberechtigte Unterver-
mietung und ihre Konsequenzen

Rechtsanwältin Kati Selle
Fachanwältin für Miet-  
und Wohnungseigentumsrecht
Beraterin im  
Mieterschutzbund Berlin

TITELTHEMA
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AKTUELLE RECHTSPRECHUNG

±
Formularklausel; Heiz- 

kostenabrechnung

Leitsatz:
Einer unter der Geltung des § 4 
Abs. 1 Satz 1 und 2 MHG von einem 
Vermieter in einem Wohnraum-
mietvertrag gestellten Formular-
klausel, die bestimmt:
„Spätestens am 30. Juni eines je-
den Jahres ist über die vorange-
gangene Heizperiode abzurechnen.  
[…] “,
ist keine Ausschlusswirkung da-
hin beizumessen, dass der Vermie-
ter mit Ablauf dieser Frist gehin-
dert ist, Heizkostennachforderun-
gen geltend zu machen.

BGH, Urteil vom 20.1.2016  
– VIII ZR 152/15

+
Gewerberaum;  

Grundsteuer

Leitsatz:
Die in einem Mietvertrag über Ge-
werberäume enthaltene AGB-
Klausel
„Die Grundsteuer zahlt die Vermie-
terin. Erhöhungen gegenüber der bei 
Übergabe des Objekts erhobenen 
Grundsteuer tragen die Mieter. “ 
ist hinsichtlich der durch die Ver-
mietbarkeit des bebauten Grund-
stücks bedingten Grundsteuererhö-
hung nicht eindeutig und daher zu 
Lasten des Verwenders auszulegen. 

BGH, Urteil vom 17.2.2016 
– XII ZR 183/13

±
Gebrauchsüberlassung; 

Leihe
 
Leitsatz:
Die unentgeltliche Gebrauchsüber-
lassung von Wohn- oder Geschäfts-
räumen ist regelmäßig auch bei 
langer Vertragslaufzeit Leihe und 
selbst dann nicht formbedürftig, 
wenn das Recht des Verleihers zur 
Eigenbedarfskündigung vertraglich 
ausgeschlossen ist.

BGH, Urteil vom 27.1.2016  
– XII ZR 33/15

±
Mieterhöhung; formelle 

Begründung

Leitsatz:
Im Falle der Beifügung eines Sach-
verständigengutachtens ist der 
Pflicht des Vermieters zur Begrün-
dung seines Mieterhöhungsverlan-
gens grundsätzlich Genüge getan, 
wenn das Gutachten Angaben über 
Tatsachen enthält, aus denen die 
geforderte Mieterhöhung herge-
leitet wird, und zwar in einem Um-
fang, der es dem Mieter gestattet, 
der Berechtigung des Erhöhungs-
verlangens nachzugehen und die-
ses zumindest ansatzweise selbst 
überprüfen zu können. Der Sach-
verständige muss somit eine Aus-
sage über die tatsächliche ortsüb-
liche Vergleichsmiete treffen und 
die zu beurteilende Wohnung in das 
örtliche Preisgefüge einordnen.
Etwaige kleinere Mängel des Gut-
achtens führen nicht zur Unwirk-

samkeit des Mieterhöhungsverlan-
gens aus formellen Gründen.

BGH, Urteil vom 3.2.2016 
– VIII ZR 69/15

+
Betriebskosten; Garten-

pflege

Leitsatz:
Garten- oder Parkflächen, die durch 
bauplanerische Bestimmungen 
oder durch den Vermieter selbst für 
die Nutzung der Öffentlichkeit ge-
widmet sind, fehlt der erforderliche 
Bezug zur Mietsache, der über das 
in § 556 Abs. 1 Satz 2 BGB enthal-
tene Merkmal des bestimmungsge-
mäßen Gebrauchs für die Umlegung 
von Betriebskosten vorausgesetzt 
ist. Liegt eine derartige Widmung 
zugunsten der Öffentlichkeit vor, 
sodass jedermann die Nutzung die-
ser Flächen unabhängig davon ge-
stattet ist, ob er eine Wohnung in 
der Wohnanlage der Beklagten an-
gemietet hat, können die Kosten der 
Pflege dieser Flächen nicht als Be-
triebskosten den Wohnraummie-
tern angelastet werden.
Die ordnungsgemäße Bewirtschaf-
tung des Grundstücks setzt eine re-
gelmäßige Pflege der Außenanla-
gen voraus und umfasst deshalb 
auch den Aufwand, der auf die Be-
seitigung von Verunreinigungen 
entfällt, die durch Mieter oder Drit-
te verursacht wurden.

BGH, Urteil vom 10.2.2016 
– VIII ZR 33/15

Neues von den Roten Roben
In dieser Rubrik 

berichten wir 

über aktuelle 

Urteile des  

Bundes- 

gerichtshofs  

in Karlsruhe.  

Die Symbole 

zeigen an,  

ob sie sich  

positiv oder  

negativ auf die 

Mieterinteres-

sen auswirken.
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–
Fristgemäße Kündigung; 

Zahlungsverzug

Eine allgemeine Regel, dass eine or-
dentliche Kündigung immer dann 
rechtsmissbräuchlich sei, wenn der 
Vermieter spätestens bis zum Ablauf 
von zwei Monaten nach Eintritt der 
Rechtshängigkeit des Räumungsan-
spruchs hinsichtlich der fälligen Mie-
te oder der fälligen Entschädigung 
befriedigt werde, keine Anhalts-
punkte dafür vorlägen, dass es künf-
tig zu erneuten Zahlungsrückständen 
kommen werde und der Mieter auch 
im Übrigen keine mietvertraglichen 
Pflichten verletzt habe, liefe auf eine 
unzulässige analoge Anwendung der 
nur für die fristlose Kündigung gelten-
den Schonfristregelung (§ 569 Abs. 3 
Nr. 2 BGB) hinaus. 

BGH, Beschluss vom 23.2.2016  
– VIII ZR 321/14

±
Gewerberaum; Vertrags-

schluss

Leitsatz:
a) Bis zu welchem Zeitpunkt ein Ver-
tragsangebot unter Abwesenden an-
genommen werden konnte, unterliegt 
tatrichterlichem Ermessen. Die Ent-
scheidung des Tatsachengerichts ist 
vom Revisionsgericht nur daraufhin 
überprüfbar, ob das Ermessen aus-
geübt worden ist, dabei alle wesent-
lichen Umstände rechtsfehlerfrei er-
mittelt und berücksichtigt sowie die 
Grenzen des tatrichterlichen Ermes-
sens richtig bestimmt und eingehal-
ten worden sind.
b) Die Rechtzeitigkeit der Annahme 
eines Vertragsangebots hat grund-
sätzlich derjenige zu beweisen, der 
den Vertragsschluss behauptet und 

daraus Rechtsfolgen ablei-
tet. Daran ändert auch 
die Umkehr der pro-
zessualen Parteirol-
len nichts, die mit 
einer negativen 
Feststellungskla-
ge verbunden ist.
c) Der auf einen 
g e w e r b l i c h e n 
Mietvertrag An-
tragende kann re-
gelmäßig jeden-
falls binnen zwei bis 
drei Wochen erwar-
ten, dass sein in Aus-
sicht genommener Ver-
tragspartner die Annahme 
des Angebots erklärt. …
f) Die in Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen enthaltene Bestim-
mung einer 30-jährigen Laufzeit für 
einen Mietvertrag über eine Frei-
fläche, auf der ein Mobilfunkmast 
errichtet werden soll, benachteiligt 
den Vermieter auch dann nicht un-
angemessen, wenn der Mieter be-
reits nach 20 Jahren kündigen kann. 

BGH, Urteil vom 24. Februar 2016  
– XII ZR 5/15 – OLG Karlsruhe  
LG Konstanz

–
Minderung; Diebstahl

Leitsätze der Red.:
1. Mit einer getroffenen Abrede, 
dass der Mieter eine zur Mietsache 
gehörende Küche gegen eine Küche 
eigener Wahl austauschen darf, die 
ausgebaute Küche aber - vorrangig 
im Interesse des Vermieters für den 
Fall eines Wiedereinbaus nach Be-
endigung des Mietverhältnisses – 
aufzubewahren hat, haben die Par-
teien den Mietvertrag bei Beibehal-
tung der vereinbarten Gesamtmiete 
dahin abgeändert, dass sich die Ge-
brauchsgewährungspflicht des 
Vermieters jedenfalls solange nicht 
auf eine Einbauküche erstreckt, 
als der Mieter die Wohnung selbst 

mit einer Küche ausgestattet hat-
te. Durch das Abhandenkommen 
der im Keller eingelagerten und vom 
Mieter derzeit nicht benötigten Kü-
cheneinrichtung ist damit keine 
nachteilige Abweichung der Ist-Be-
schaffenheit von der Soll-Beschaf-
fenheit eingetreten, so dass ein zur 
Mietminderung führender Mangel 
der Mietsache nicht vorliegt.
2. Der Vermieter verhält sich nicht 
treuwidrig, wenn er einerseits die 
von der Versicherung des Mie-
ters gezahlte Versicherungssum-
me für die Küche behält, ohne der-
zeit eine neue Küche anzuschaffen, 
und gleichwohl auf der Zahlung der 
für die Küchennutzung vereinbar-
ten Miete besteht. Der geleistete 
Entschädigungsbetrag ist allein als 
geldwerter Ausgleich für den dem 
Vermieter als Eigentümer der im Kel-
ler aufbewahrten Küchenteile ent-
standenen Schaden bestimmt. Die-
se Ersatzleistung, die wirtschaftlich 
an die Stelle der im Keller gelagerten 
Kücheneinrichtung getreten ist, hat 
keinen Einfluss auf die Frage, ob der 
Mieter für die abhanden gekomme-
ne Kücheneinrichtung Miete zu zah-
len hat.

BGH, Urteil vom 13.4.2016 
– VIII ZR 198/15
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ZURÜCKBEHALTUNGSRECHT

Ein wichtiges Instrument für die 
Wahrung von Mieterrechten im 
Bereich der Mängelbeseitigung 
und des Kündigungsrechts ist das 
Zurückbehaltungsrecht. Zurückbe
haltungsrechte sind im Bürgerli-
chen Gesetzbuch an zahlreichen 
Stellen geregelt. Für die Instand-
setzungspflicht des Vermieters 
sind jedoch nur folgende zwei Re-
gelungen von Interesse:

Eigentlich würde Mie-
tern das Zurückbehal-
tungsrecht aus § 273 
BGB genügen. Die-
se Vorschrift, die, wie 
auch das Leistungs-
verweigerungsrecht 
aus § 320 BGB, im Be-
reich des Wohnungs-
mietrechts lediglich durch 
eine Individualvereinba-
rung, also nicht in einem for-
mularmäßigen Mietvertrag, 
abbedungen werden kann, ist ein 
wesentliches Schuldnerschutz-
recht, das für alle Schuldverhält-
nisse gilt. Es gibt aber die Spezi-
alvorschrift des § 320 BGB, die in 
ihrem Wirkungsbereich dem § 273 
BGB vorgeht. § 273 BGB ist sozu-
sagen der kleine Bruder des § 320 
BGB. Auch § 320 BGB dient dem 
Schuldnerschutz unter anderem 
dadurch, dass Druck auf den Ver-
mieter ausgeübt werden kann, sei-
ne Leistungspflicht zu erfüllen. 
Das Zurückbehaltungsrecht gilt 
aber nur für die Zahlung der lau-
fenden Miete. Nicht anwendbar ist 

es gegenüber der Mietkautionsfor-
derung, der Nebenkostennachfor-
derung oder aber dem Anspruch 
des Vermieters auf Zustimmung 
zur Mieterhöhung.

Hauptwirkungsbereich im Miet-
recht für § 320 BGB ist die sich aus 
§ 535 BGB ergebende Instandset-
zungspflicht des Vermieters. § 535 
BGB ist eine der wichtigsten miet-
rechtlichen Regelungen. Aus dieser 
Vorschrift ergeben sich die Haupt-
pflichten der Mietvertragsparteien, 

Zurückbehaltungsrecht:
Rettungsanker für Mieter?

§ 273 BGB Zurückbehaltungsrecht
I.  Hat der Schuldner aus demselben rechtlichen Ver-
hältnis, auf dem seine Verpflichtung beruht, einen 
fälligen Anspruch gegen den Gläubiger, so kann er, 
sofern nicht aus dem Schuldverhältnis sich ein an-
deres ergibt, die geschuldete Leistung verweigern, bis 
die ihm gebührende Leistung bewirkt wird (Zurück-
behaltungsrecht).
II.  Wer zur Herausgabe eines Gegenstands verpflich-
tet ist, hat das gleiche Recht, wenn ihm ein fälli-
ger Anspruch wegen Verwendungen auf den Gegen-
stand oder wegen eines ihm durch diesen verursachten 
Schadens zusteht, es sei denn, dass er den Gegenstand 
durch eine vorsätzlich begangene unerlaubte Hand-
lung erlangt hat.
III.  Der Gläubiger kann die Ausübung des Zurückbe-
haltungsrechts durch Sicherheitsleistung abwenden. Die 
Sicherheitsleistung durch Bürgen ist ausgeschlossen.

§ 320 BGB Einrede des nicht erfüllten Vertrags
I.  Wer aus einem gegenseitigen Vertrag verpflich-
tet ist, kann die ihm obliegende Leistung bis zur Be-
wirkung der Gegenleistung verweigern, es sei denn, 
dass er vorzuleisten verpflichtet ist. Hat die Leistung 
an mehrere zu erfolgen, so kann dem einzelnen der 
ihm gebührende Teil bis zur Bewirkung der ganzen 
Gegenleistung verweigert werden. Die Vorschrift des  
§ 273 Abs. 3 findet keine Anwendung.
II.  Ist von der einen Seite teilweise geleistet worden, 
so kann die Gegenleistung insoweit nicht verweigert 
werden, als die Verweigerung nach den Umständen, 
insbesondere wegen verhältnismäßiger Geringfügig-
keit des rückständigen Teils, gegen Treu und Glau-
ben verstoßen würde.

Weist die Mietsache Mängel auf, hat der Mieter folgende Rechte:
Erfüllungsanspruch: 
Der Mieter kann vom Vermieter die Beseitigung des Mangels verlangen
Minderungsrecht: 
Die Miete mindert sich kraft Gesetzes in Abhängigkeit von Art und Um-
fang eines Mangels
Ersatzvornahmeanspruch: 
Im Falle des Verzugs des Vermieters kann der Mieter den Mangel selbst be-
seitigen und vom Vermieter Aufwendungsersatz verlangen
Vorschussanspruch:	
Vor der Selbstbeseitigung kann der Mieter einen angemessenen Kostenvorschuss 
verlangen, über den nach Durchführung der Maßnahme abzurechnen ist
Kündigungsrecht: 
Der Mieter kann nach einer Fristsetzung kündigen
Zurückbehaltungsrecht: 
Um auf den Vermieter Druck auszuüben, dass er Mängel beseitigt, kann 
der Mieter neben der Minderung an der Miete ein Zurückbehaltungsrecht 
ausüben
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te dem Mieter jedoch ein Zurück-
behaltungsrecht an der Miete in 
einem Umfang zu, der die Kündi-
gung des Mietverhältnisses nicht 
zuließ. Es wies die Räumungskla-
ge ab. Dem folgte der BGH nicht. 
Er meinte, dass der Mieter wegen 
eines Wohnungsmangels ein Zu-
rückbehaltungsrecht erst an den-
jenigen Mieten ausüben könne, 
die nach Mängelanzeige fällig wer-
den (BGH, Versäumnisurteil vom 
03.11.2010, Aktenzeichen: VIII ZR 
330/09, Grundeigentum 2011, 122-
123 ).

Das mietrechtliche Zurückbehal-
tungsrecht ist in weiten Mieterkrei-
sen unbekannt. Es war ein belieb-
ter Rettungsanker, der von Mieter-
anwälten in an sich aussichtslose 
Räumungsprozesse eingebracht 
wurde. Damit konnten Fälle geret-
tet werden, in denen Wohnungen 
zwar Mängel aufwiesen, der Ver-
mieter davon aber nicht in Kenntnis 
gesetzt worden war und daher ein 
Minderungsrecht ausschied.

nämlich die 
Verpflichtung 

des Vermieters, 
die Mietsache wäh-

rend der Mietzeit in ei-
nem zum vertragsgemäßen Ge-

brauch geeigneten Zustand zu er-
halten, und die Pflicht des Mieters, 
die Miete zu zahlen. Die Pflichten 
stehen in einem Gegenseitigkeits-
verhältnis, was zur Anwendung 
des § 320 BGB führt. Erfüllt der Ver-
mieter seine Pflicht nicht, weist die 
Mietsache also Mängel auf, kommt 
die Ausübung des Zurückbehal-
tungsrechts an der Miete gemäß 
§ 320 BGB in Betracht.

Der Vorteil für den Mieter: Wäh-
rend das Zurückbehaltungsrecht 
aus § 273 BGB ausdrücklich aus-
geübt werden muss, greift § 320 
BGB ein, ohne dass sich der Mie-
ter zuvor darauf berufen haben 
muss. Aber Vorsicht: Der Mieter 
muss sich zwar auf sein Zurück-
behaltungsrecht aus § 320 BGB 
erst in einem etwaigen Gerichts-
verfahren berufen, er muss aber 
den Mangel angezeigt haben. Dies 
wurde nicht immer so gesehen. 

Der BGH hatte folgenden Fall zu 
entscheiden: Ein Mieter hatte die 
Miete für drei Monate überhaupt 
nicht und für einen Monat nur teil-
weise gezahlt. Der Vermieter hat-
te fristlos gekündigt und Räu-
mungsklage erhoben. Der Mieter 
berief sich auf Schimmelpilzbe-
fall. Wegen fehlender Mängelan-
zeige verneinte das Landgericht 
die Minderungsbefugnis, erkann-

nung wurde teilweise die Höhe 
der Mangelbeseitigungskosten, 
überwiegend aber wohl der Min-
derungsbetrag angenommen. Zu-
meist ging man davon aus, dass ein 
Betrag in Höhe des drei- bis fünf-
fachen monatlichen Minderungs-
betrags zurückbehalten werden 
könnte, und zwar so lange, bis die 
Mietsache wieder in vertragsge-
mäßen Zustand versetzt war.

Damit ist seit der Entscheidung 
des BGH vom 17.06.2015, Akten-
zeichen: VIII ZR 19/14, WM 2015, 
1473 – 1481, Schluss. In dieser Ent-
scheidung hat der BGH die Auffas-
sung vertreten, dass die Frage, in 
welchem Umfang und für welchen 
Zeitraum dem Mieter ein Zurück-
behaltungsrecht zusteht, nicht ein-
heitlich beantwortet werden dürfe. 
Das Zurückbehaltungsrecht unter-
liege einer zeitlichen und betrags-
mäßigen Begrenzung. Dies erge-
be sich aus dem Sinn und Zweck 
des Zurückbehaltungsrechts un-
ter Berücksichtigung des Minde-

ZURÜCKBEHALTUNGSRECHT

§ 535 BGB Inhalt und Hauptpflichten des Mietvertrags
I.  Durch den Mietvertrag wird der Vermieter verpflichtet, dem Mieter den Gebrauch der 
Mietsache während der Mietzeit zu gewähren. Der Vermieter hat die Mietsache dem Mieter 
in einem zum vertragsgemäßen Gebrauch geeigneten Zustand zu überlassen und sie während 
der Mietzeit in diesem Zustand zu erhalten. Er hat die auf der Mietsache ruhenden Lasten 
zu tragen.
II.  Der Mieter ist verpflichtet, dem Vermieter die vereinbarte Miete zu entrichten.

Diese Rettungsmöglichkeit besteht 
seit dem Urteil des BGH nicht mehr. 
Für die Ausübung des Zurückbe-
haltungsrechts ist eine Mängelan-
zeige erforderlich und das Zurück-
behaltungsrecht ergreift nur die 
danach fällig werdenden Mieten.

Allerdings funktionierte der „Zu-
rückbehaltungsrechttrick“ auch 
nach dem Urteil des BGH noch in 
denjenigen Mangelfällen, in denen 
eine Anzeige erfolgt war.

Umstritten war, in welcher Höhe 
das Zurückbehaltungsrecht be-
steht. Als Grundlage der Berech-

rungsrechts, durch das das als Fol-
ge eines Mangels bestehende Un-
gleichgewicht zwischen Leistung 
und Gegenleistung bereits wieder-
hergestellt werde. Die Einzelheiten 
zum Zurückbehaltungsrecht habe 
der „Tatrichter im Rahmen seines 
Beurteilungsermessens aufgrund 
einer Gesamtwürdigung der Um-
stände des jeweiligen Einzelfalls 
zu entscheiden“.

In dem vom BGH entschiedenen 
Fall hatte der Mieter unter Beru-
fung auf Schimmelpilzbefall von 
März 2009 bis Oktober 2012 kei-
ne oder nur einen Teil der Miete, 
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Am 11. Mai 2016 fand im Logenhaus 
Berlin, Emser Str. 12-13, Berlin-Wil-
mersdorf, die satzungsgemäß einbe-
rufene und durchgeführte Mitglie-
derversammlung des Jahres 2016 
statt.
 
Beginn der Versammlung: 19.00 Uhr. 
Die Sitzung endete um 20.30 Uhr.

Anwesende Teilnehmer: 38 stimmbe-
rechtigte Mitglieder.
 
TOP 1
Der Vorsitzende des Vereins, Rechts-
anwalt Müller-Degenhardt, begrüßt 
im Namen des gesamten Vorstands 
die anwesenden Mitglieder und stellt 
die Beschlussfähigkeit der Versamm-
lung fest.

Er übergibt das Wort an das Vor-
standsmitglied Rechtsanwalt Schir-
macher, der im weiteren Verlauf durch 
die Tagesordnung führt.

TOP 2
Herr Schirmacher stellt die Genehmi-
gung des Protokolls der Mitglieder-
versammlung 2015, abgedruckt im 
Vereinsorganheft 3/2015 zur Abstim-
mung. Das Protokoll wird einstimmig 
genehmigt.

TOP 3/TOP 4
Der Vereinsvorsitzende, Rechtsan-
walt Müller-Degenhardt, berichtet 
über die aktuelle mieterpolitische 
Situation in Berlin und über das Ge-
schäftsjahr 2015 des Vereins. Er 
stellt fest, dass die Altersstruk-
tur des Vereins, vermutlich in Fol-
ge einer wachsenden Zahl von On-
line-Beitritten sich deutlich verjüngt 
hat und das Durchschnittsalter nun-
mehr bei ca. 40 Jahren liegt.

Herr Müller-Degenhardt vermeldet ei-
nen weiteren Mitgliederzuwachs im 

ZURÜCKBEHALTUNGSRECHT

die sich auf 530,90 € bruttowarm 
pro Monat belief, gezahlt. Der Ver-
mieter hatte nach weiteren Kündi-
gungen im Oktober 2009 wegen ei-
nes Rückstands in Höhe von fast 
15.000,00 € erneut gekündigt und 
Räumungsklage erhoben. Im Beru-
fungsverfahren hatte er ein weite-
res Mal wegen eines Rückstands 
von etwas mehr als 16.000,00 € ge-
kündigt. Der Mieter hatte sich auf 
Minderung und sein Zurückbehal-
tungsrecht an der Miete berufen. 

gels nur eine geminderte Miete 
und sei daher bereits einem erheb-
lichen Druck, seiner Instandset-
zungspflicht nachzukommen, aus-
gesetzt. Dabei komme ein auf das 
Zurückbehaltungsrecht gestützter 
zusätzlicher Einbehalt eines Teils 
der geschuldeten Miete in geringe-
rer Höhe für einen etwas längeren 
Zeitraum ebenso in Betracht, wie 
der Einbehalt der gesamten Miete 
für einen kürzeren Zeitraum.

Fazit: Insbesondere die Entschei-
dung vom 17.06.2015 dient nicht 
der Rechtssicherheit, denn es kann 
jetzt noch weniger sicher beur-
teilt werden, in welcher Höhe das 
Zurückbehaltungsrecht ausgeübt 
werden kann, wenn ein Mieter nicht 
in Kündigungsgefahr geraten soll. 
Voraussetzung für die Kündigung 
gemäß § 543 Abs. 2 Nr. 3 BGB ist 
Verzug mit Mietzahlungen in aus-
reichender Höhe. Verzug setzt Ver-
schulden voraus. Verschulden liegt 
nicht vor, wenn sich der Mieter in 
einem schuldlosen Irrtum über sei-
ne Zahlungspflicht befindet. An das 
Vorliegen eines unverschuldeten 
Rechtsirrtums werden jedoch über-
aus strenge Maßstäbe gestellt. In 
den wenigsten Fällen wird dieser 
Nachweis gelingen, so dass mit der 
Ausübung des Zurückbehaltungs-
rechts wegen Mängeln der Mietsa-
che äußerst vorsichtig umzugehen 
ist. Sinngemäß gilt dies für die or-
dentliche Kündigung wegen Miet-
rückstands. Auch diese Kündigung 
erfordert Verschulden.                  

JS

Exkurs: 
Das Minderungsrecht ist ebenfalls ausgeschlossen, 
wenn der Mieter bei Vertragsschluss einen Mangel der 
Mietsache kennt und sich die Geltendmachung seiner 
Rechte nicht vorbehält, oder ihm ein Mangel infol-
ge grober Fahrlässigkeit unbekannt geblieben ist und 
der Vermieter den Mangel nicht arglistig verschwie-
gen hat. Ein Zurückbehaltungsrecht besteht nicht, 
wenn es um Instandsetzungsmaßnahmen bzw. Mo-
dernisierungsmaßnahmen geht. Auch in solchen Fäl-
len kann zwar ein Minderungsrecht gegeben sein. Da 
die Maßnahmen jedoch der Herstellung bzw. Verbes-
serung der Mietsache dienen, bedarf es eines Druck-
mittels nicht. Beim selbstverschuldeten Mangel gibt es 
ebenfalls kein Zurückbehaltungsrecht.

Das Amtsgericht hatte den Mieter 
zur Räumung verurteilt. Das Land-
gericht hatte die Räumungsklage 
abgewiesen. Der Bundesgerichts-
hof meinte, zumindest der Miet-
rückstand im Zeitpunkt der Kün-
digung während des Berufungs-
verfahrens sei für eine Kündigung 
gemäß § 543 Abs. 2 Nr. 3 BGB aus-
reichend hoch und stellte das Ur-
teil des Amtsgerichts wieder her.

Es ist eine Einzelbetrachtung not-
wendig. Der insgesamt einbehal-
tene Betrag muss, so der BGH, in 
einem angemessenen Verhältnis 
zur Bedeutung des Mangels ste-
hen und ist daher insbesondere bei 
Mängeln, die die Gebrauchstaug-
lichkeit nur in beschränktem Um-
fang mindern, sowohl zeitlich als 
auch betragsmäßig zu begrenzen. 
Schließlich erhalte der Vermie-
ter bis zur Beseitigung des Man-
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abgelaufenen Geschäftsjahr auf nunmehr 
rund 33.000 Mitglieder.

Herr Müller-Degenhardt berichtet über 
den im abgelaufenen Geschäftsjahr durch-
geführten und abgeschlossenen Umbau 
der Zweigstelle Neukölln. Dort sind nun-
mehr zwei Beratungszimmer geschaffen 
worden, sodass auch in der Geschäfts-
stelle Neukölln an mehreren Werktagen 
in der Woche Doppelberatungen stattfin-
den können.

In allen Beratungsstellen lagen die Bera-
tungsschwerpunkte im abgelaufenen Ge-
schäftsjahr bei den Themen „Mieterhö-
hung“, „Betriebskostenabrechnungen“, 
„Modernisierungsmaßnahmen“, „Woh-
nungsmängel“ sowie „Mietvertragsprü-
fungen vor Abschluss des Mietvertrages 
sowie während des laufenden Mietver-
hältnisses“.

Bei der Darstellung der wohnungspoli-
tischen Entwicklung im Jahre 2015 be-
klagt Herr Müller-Degenhardt eine all-
gemein festzustellende stark wachsen-
de Drucksituation für den Mieter in der 
Stadt durch zunehmende Umwandlung 
von Miet- in Eigentumswohnungen sowie 
auch den geringen Bestand an „öffentlich 
gefördertem Wohnraum“ von zur Zeit ca. 
120.000 Sozialbauwohnungen, hiervon 
rund 60.000 im Auslauf.

Herr Müller-Degenhardt stellt dar, wie der 
Senat hier gegensteuern will durch Maß-
nahmen zum sogenannten „Milieuschutz“, 
„Ausweitung der sogenannten Nachbin-
dungsfrist von 10 auf 12 Jahre“, „Selbst-
bindung von Wohnungsbaugesellschaften 
bei der Mietpreisgestaltung bei Mieterhö-
hung und Neuvermietung“, Regelung des 
Wohnraumversorgungsgesetzes (Senkung 
der Modernisierungsumlage von 11 % auf 
9 % und die „Ferienwohnungsverordnung“. 

Herr Müller-Degenhardt kommentiert alle 
Vorhaben überwiegend kritisch und äußert 

sich insbesondere sehr kritisch zu der der-
zeit gängigen Praxis in der Rechtsprechung 
jede vermieterseits beabsichtigte Maßnah-
me zur energetischen Sanierung durchzu-
winken.

Er kann aber auch über gelegentliche Er-
folge berichten, wenn sich Mietergemein-
schaften kollektiv gegen wirtschaftlich 
unvertretbare Maßnahmen der energeti-
schen Sanierung wehren.

Zu tendenziell positiven gesetzgeberischen 
Maßnahmen im abgelaufenen Geschäfts-
jahr verweist er auf das Mietrechtsnovel-
lierungsgesetz und erläutert, dass das ein-
geführte Bestellerprinzip für die Zahlungs-
pflicht einer Maklerprovision gilt.

Für die im Gesetz ebenfalls enthaltene 
sogenannte „Mietpreisbremse“ übergibt 
er das Wort an das Vorstandsmitglied, 
Rechtsanwalt Zuther.

Herr Zuther erläutert ausführlich die ge-
setzlichen Regelungen des Gesetzes zur 
Dämpfung des Mietanstiegs bei Wieder-
vermietung in Gebieten mit angespann-
ter Wohnungsmarktlage und die Umset-
zung der gesetzlichen Bestimmungen in 
der Praxis.

TOP 5
Das Vorstandsmitglied, Rechtsanwältin 
Kati Selle, referiert ausführlich über ihre 
Tätigkeit für die inhaltliche und redaktio-
nelle Gestaltung der Mitgliederzeitung so-
wie die Betreuung des Internetauftritts 
des Vereins.

Rechtsanwalt Zuther gibt im Anschluss 
einen Bericht über mietrechtliche Ent
scheidungen des Bundesgerichtshofs von 
besonderer Bedeutung im Geschäfts-
jahr 2015/2016. Vorrangig werden hier-
bei Entscheidungen des BGH darge-
stellt, wenn hier eine Abkehr bisheriger 
langjähriger Rechtsprechung vollzogen 
wurde.

Protokoll der ordentlichen Mitgliederversammlung  
des Mieterschutzbund Berlin e.V. vom 11. Mai 2016

PROTOKOLL DER MITGLIEDERVERSAMMLUNG

Rechtsanwältin Rönnbeck legt den Bericht 
über die Finanzsituation des Vereins dar. 
Das Geschäftsjahr schloss für den Mieter-
schutzbund Berlin e.V. mit Gesamterlösen 
von 1,6 Millionen Euro und einem Über-
schuss in Höhe von 100.000,00 Euro ab.

Frau Rönnbeck schlüsselt die Erlöse ein-
zeln in die Einnahmen aus Mitgliedsbeiträ-
gen, Schriftwechselgebühren, Aufnahme-
gebühren und Belegprüfungsgebühren auf.

Frau Rönnbeck gliedert die Gesamtaus-
gaben des Vereins in die Rechtsberatung, 
Mitgliederzeitung, Herstellung von Flyern, 
Miet- und Energieaufwendungen sowie die 
Reinvestition  des Vorjahresüberschusses 
in die Bautätigkeit auf.

Rechtsanwalt Schirmacher berichtet über 
die Mitwirkung des Vereins bei der Erarbei-
tung des kommenden Mietspiegels 2017.

TOP 6
Der Rechnungsprüfer, Rechtsanwalt Zipse, 
verliest den Rechnungsprüfungsbericht und 
beantragt als dessen Ergebnis die Entlas-
tung des Vorstands.

TOP 7
Bei Enthaltung der Mitglieder des Vor-
stands erfolgt die Entlastung einstimmig.

TOP 8
Es liegen keine Anträge vor.

TOP 9
Nach kurzer Aussprache über den Inhalt 
der Berichte des Vorstands schließt Herr 
Müller-Degenhardt die Sitzung gegen 
20:30 Uhr.

Vorstandsvorsitzender	
Rechtsanwalt Michael Müller-Degenhardt	
		
Protokollführer 
Rechtsanwalt Bernhard Zuther
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BERLINER GERICHTE

Aktuelle Rechtsprechung 
aus Berlin

–
Kündigung; Nachmieter

Leitsatz
Ist der Mieter nach einer ordentli-
chen Eigenkündigung lediglich für 
die Dauer der Regelkündigungs-
frist des § 573c Abs. 1 Satz 1 BGB 
zur Fortentrichtung des Mietzinses 
verpflichtet, handelt der Vermie-
ter grundsätzlich nicht treuwidrig, 
wenn er den Mieter nicht vorzeitig 
aus dem Mietverhältnis entlässt, 
auch wenn dieser einen geeigne-
ten Nachmieter benannt hat.

LG Berlin, Beschluss vom 3.3.2016 
– 67 S 39/16, zitiert nach juris

+
Eigenbedarf; 

Sonderkündigungsschutz

Leitsatz
1. Die Kündigungsschutzklausel-
VO des Senats von Berlin vom 13. 
August 2013 (GVBl. 2013, 488) ist 
verfassungsgemäß.
2. In Berlin ist die Eigenbedarfs- 
und Verwertungskündigung von 
Wohnraum, an dem nach der Über-
lassung an den Mieter Wohnungs-
eigentum begründet und veräußert 
wurde, bis zum Ablauf einer 10-jäh-
rigen Kündigungssperrfrist ausge-
schlossen.
3. Der Kündigungsausschluss bei 
Wohnungsumwandlungen betrifft 
zumindest alle seit dem 1. Oktober 

2013 erklärten Eigenbedarfs- und 
Verwertungskündigungen, auch 
wenn der Erwerb und die Veräuße-
rung des Wohnungseigentums noch 
vor dem 1. Oktober 2013 erfolgt sein 
sollten.

LG Berlin, Beschluss vom 17.3.2016 
– 67 S 30/16, zitiert nach juris,  
siehe auch ausführlicher dazu auf 
Seite 19 in diesem Heft

+
Mietsicherheit; Rück-

gabe der Mietsache

Orientierungssatz
1. Bei dem unaufgeforderten Ange-
bot einer zusätzlichen Bürgschaft 
anlässlich des Abschlusses eines 
Wohnraummietvertrags reicht das 
bloße Abheften der Bürgschafts-
urkunde in der Mieterakte für den 
Abschluss des Bürgschaftsver-
trags nicht aus.
2. Eine als zusätzliche Mietsicher-
heit erteilte Bürgschaft betrifft 
ausschließlich die Ansprüche aus 
dem Mietverhältnis der ursprüng-
lichen Mietvertragsparteien. Bei 
Hinzutreten weiterer Personen in 
die Vermieterstellung oder einem 
Vermieterwechsel wird die Bürg-
schaft gegenstandslos.
3. Bei einem volljährigen Mieter 
mit eigenem Haushalt und eigenem 
Einkommen stellt die zusätzliche 
Stellung einer Bürgschaft durch 
die Eltern des Mieters eine Übersi-
cherung dar.
4. Nach Beendigung des Mietver-
hältnisses kommen Schadenser-

satzansprüche gegen den Mieter 
wegen Geruchs nach Nikotin und 
Tierurin nicht in Betracht, wenn 
einige der vom Sachverständigen 
hinzugezogenen Probanden Beein-
trächtigungen feststellen, andere 
dagegen nicht.

AG Charlottenburg, Urteil vom 
26.10.2015 – 213 C 104/15, zitiert 
nach juris

 
– 65 S 175/15, zitiert nach juris+
Parabolantenne; Duldung

Die Aufstellung einer Parabolan-
tenne auf einem mitvermieteten 
Balkon der Wohnung ist vertrags-
widrig und hält sich nicht im Rah-
men des den Mietern gemäß § 
535 Abs. 1 S. 1 BGB zu gewähren-
den vertragsgemäßen Gebrauchs, 
wenn sie zwar innerhalb der Log-
gia erfolgt, die Parabolantenne 
aber oberhalb der Brüstung ange-
bracht und damit von außen vom 
Innenhof für Nachbarn und ande-
re Passanten deutlich sichtbar ist. 
Das höherrangige Recht des Mie-
ter – hier das Informationsrecht 
des Art. 5 GG – erfordert eine Dul-
dung des Vermieters nicht, wenn 
ein muttersprachlicher Sender mit 
Hilfe eines Decoders, eines Digital-
receivers oder auch per Internet zu 
empfangen ist.

AG Neukölln, Urteil vom 7.1.2016  
– 3 C 143/15, zitiert nach juris

In dieser Rubrik 

berichten wir 

über aktuelle 

Urteile der  

Berliner 

Gerichte.  

Die Symbole 

zeigen an,  

ob sie sich  

positiv oder  

negativ auf die 

Mieterinteres-

sen auswirken.
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Waschmaschine, Kühlschrank oder Wäschetrock-
ner sind große Anschaffungen. Die Auswahl ist aber 
nicht immer leicht – Ausstattung, Leistung, Ener-
gieverbrauch und Preis lassen sich auf den ersten 
Blick oft kaum vergleichen. Zur Orientierung gibt es 
jetzt bei der Energieberatung der Verbraucherzen-
trale die vollständig aktualisierte Broschüre „Be-
sonders sparsame Haushaltsgeräte 2015/2016“ des 
Niedrig-Energie-Instituts. Der Blick auf den Energie-
verbrauch des Wunschgeräts lohnt sich, wie Birgit 
Holfert, Energieberaterin der Verbraucherzentrale, 
betont: „Effiziente Geräte sind zwar in der Anschaf-
fung teurer, die Mehrkosten amortisieren sich aber 
durch die Einsparungen bei Strom- und Wasserkos-
ten im Laufe der Jahre. Der Vergleich der verschie-
denen Verbrauchswerte hilft also, langfristig Kosten 
zu sparen.“

Auf einen Blick finden Verbraucher in der Broschüre die effizientesten Kühl- und Gefrier-
schränke, Waschmaschinen, Trockner und Spülmaschinen, die derzeit auf dem Markt verfüg-
bar sind. Übersichtliche Listen geben Auskunft über Hersteller, Abmessungen sowie die zu er-
wartenden Betriebskosten in 15 Jahren.

Wer mehr wissen will, kann außerdem nachlesen, wie die Betriebskosten eines Geräts berech-
net werden, was es mit Klimaklassen, „Low-Frost“ und Vorschaltgeräten auf sich hat und wie 
Altgeräte korrekt entsorgt werden. Das Heft gibt es ab sofort kostenlos in den Beratungsein-
richtungen der Verbraucherzentrale Energieberatung oder als Download auf www.verbrau-
cherzentrale-energieberatung.de.

Bei allen Fragen zum effizienten Einsatz von Energie in privaten Haushalten hilft die Energiebe-
ratung der Verbraucherzentrale. Die Berater informieren anbieterunabhängig und individuell. 
Für einkommensschwache Haushalte mit entsprechendem Nachweis sind die Beratungsan-
gebote kostenfrei. Mehr Informationen unter www.verbraucherzentrale-energieberatung.de

RATGEBER 
Hilfe bei der Auswahl von Waschmaschine,  
Kühlschrank und Co. Aktuelle Geräteübersicht bei der 
Energieberatung der Verbraucherzentrale erhältlich IMPRESSUM 
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AKTUELLES AUS BERLIN

Zweckentfremdungs-
verbot – Verstöße 
können ab sofort  

auch online gemeldet 
werden

Seit dem 1. Mai 2014 gilt in Ber-
lin das Zweckentfremdungsver-
bot. Das Gesetz soll dafür sor-
gen, dass der in Berlin immer 
knapper werdende Wohnraum 
ausschließlich zum Wohnen ge-
nutzt wird. Wohnungsleerstand, 
Abriss und die Umwandlung von 
Wohnungen in Büro- oder Gewer-
beräume sowie die Nutzung als 
Ferienwohnung oder zur Zimmer-
vermietung sind untersagt und 
nur mit einer Ausnahmegenehmi-
gung möglich.

Verantwortlich für die Kontrolle 
sind die Bezirksämter. Um sie bei 
der Durchsetzung des Zweckent-
fremdungsverbots zu unterstüt-
zen, hat die Senatsverwaltung 
für Stadtentwicklung und Umwelt 
unter www.berlin.de/zweckent-
fremdung ein einheitliches On-
line-Formular zur Meldung von 
möglichen Gesetzesverstößen 
eingerichtet. Das Online-Formu-
lar kann genutzt werden, um die 
Bezirksämter auf mögliche Ver-
stöße gegen das Zweckentfrem-
dungsverbot aufmerksam zu ma-
chen. Außerdem werden die Be-
zirksämter bei der Kontrolle des 
Verbotes personell deutlich ver-

stärkt. Zusätzlich zu den beste-
henden 34 Stellen hat der Senat 
insgesamt 30 weitere Stellen be-
reitgestellt und auch das hier-
für notwendige Ausschreibungs-
verfahren in Abstimmung mit den 
Bezirken zentral übernommen.

Um den Tourismus in Berlin nicht 
zu verhindern, gilt die so genann-
te 50-Prozent-Regelung. Sie be-
sagt, dass die private Weiter-
vermietung eines Zimmers in ei-
ner selbst genutzten Wohnung 
auch weiterhin ohne eine ent-
sprechende Ausnahmegenehmi-
gung möglich ist. Gleiches gilt für 
die teilgewerbliche Nutzung ei-
ner Wohnung durch den Mieter 
oder Eigentümer. In beiden Fällen 
ist dies jedoch nur dann möglich, 
wenn die von Feriengästen oder 
gewerblich genutzte Fläche we-
niger als 50 Prozent der Gesamt-
fläche der Wohnung ausmacht.

Am 17. März 2016 hatte das Abge-
ordnetenhaus einer Änderung des 
Zweckentfremdungsverbotes zu-
gestimmt und das bestehende Ver-
bot teilweise verschärft. Das Ände-
rungsgesetz stellt klar, dass auch 
Zweitwohnungen nicht ohne eine 
Ausnahmegenehmigung als Ferien-
wohnung vermietet werden können. 
Außerdem wurde die Möglichkeit 
geschaffen, Anbieter von Internet-
Wohnungsvermit tlungsportalen 
zur Mitwirkung bei der Verfolgung  
illegaler Ferienwohnungen zu ver-
pflichten . Das heißt, dass sie künf-
tig Auskunft über die Anbieter von 
Ferienwohnungen geben müssen. 
Zusätzlich wurde die Höchstgren-
ze für Bußgelder bei Verstößen von 
bislang 50.000 auf 100.000 Euro an-
gehoben. Das Änderungsgesetz ist 
seit dem 6. April 2016 wirksam.

Seit In-Kraft-Treten des Zweck-
entfremdungsverbotes von Wohn-

Aktuelles aus Berlin  
Verstöße gegen Zweckentfremdungsverbot können on-
line gemeldet werden + Landgericht stärkt Mieterschutz 
bei Eigenbedarfskündigung
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raum wird das Verbot in allen Ber-
liner Bezirken umgesetzt. Das 
Verbot bezieht sich auf jeden 
Wohnraum im gesamten Stadt-
gebiet – unabhängig davon, ob es 
sich um eine Eigentumswohnung, 
eine Mietwohnung, ein Eigenheim 
oder eine Zweitwohnung handelt. 
Bislang konnten die Vermieter von 
insgesamt 6.300 bei den Bezirks-
ämtern angezeigten Ferienwoh-
nungen noch von einer Übergangs-
regelung Gebrauch machen. Diese 
Regelung ermöglicht es den Ver-
mietern, die angezeigten Ferien-
wohnungen genehmigungsfrei bis 
zum 30. April 2016 zu vermieten. 
Nach diesem Stichtag müssen die 
Ferienwohnungen grundsätzlich 
wieder der „normalen“ Vermietung 
zu Wohnzwecken zugeführt wer-
den. Berlinweit wurden mit Stand 
zum 31.12.2015 lediglich 87 Aus-
nahmegenehmigungen zum Be-
trieb von Ferienwohnungen erteilt.

aus der Pressemitteilung der Se-
natsverwaltung für Stadtentwick-
lung vom 20.04.2016

Landgericht Berlin 
stärkt Mieterschutz bei 
Eigenbedarfskündigung 

von Wohnungs-
eigentum

Die 67. Zivilkammer des Landge-
richts Berlin hat in einem Hinweisbe-
schluss vom 17.03.2016 – 67 S 30/16 
– in einem Berufungsverfahren auf 
Folgendes hingewiesen:

Eine auf Eigenbedarf des Ver-
mieters gestützte Kündigung von 
Mietwohnraum sei, sofern es sich 
um in Berlin gelegenes Wohnungs-
eigentum handele, während ei-
ner Sperrfrist von zehn Jahren ab 
dem Zeitpunkt der erstmaligen 

Veräußerung der Wohnung aus-
geschlossen. Wegen der überra-
genden Bedeutung des Mieter-
schutzes sei die mit Wirkung zum 
1. Oktober 2013 in Kraft getretene 
Kündigungsschutzklausel-Verord-
nung auch dann anwendbar, wenn 
die Wohnung bereits vor diesem 
Zeitpunkt veräußert worden sei.

Dem Landgericht lag die Berufung 
eines Vermieters gegen ein Urteil 
des Amtsgerichts Mitte vor, in dem 
es um folgenden Sachverhalt ging: 
Nachdem im Jahr 2009 ein im Han-
saviertel gelegenes Mietwohnhaus 
in Wohnungseigentum umgewan-
delt worden war, hatte der klagen-
de Vermieter im selben Jahr eine 
der Wohnungen erworben. Diese 
Wohnung war bereits seit 1979 an 
den verklagten Mieter vermietet. 
Am 21. April 2014 sprach der Ver-
mieter die Kündigung des Miet-
verhältnisses wegen Eigenbedarfs 
aus; der Mieter war damit nicht ein-
verstanden. Die daraufhin erhobe-
ne Räumungsklage gegen den Mie-
ter hat das Amtsgericht Mitte abge-
wiesen.

Das Landgericht hat die Beru-
fung gegen dieses Urteil für offen-
sichtlich unbegründet gehalten. 
In einem Beschluss vom 17. März 
2016 hat es den Vermieter auf sei-
ne Rechtsauffassung hingewiesen. 
Nach einer Wohnungsumwandlung 
in Wohnungseigentum sei die Ei-
genbedarfskündigung von Wohn-
raum im gesamten Stadtgebiet von 
Berlin nach der anwendbaren Kün-
digungsschutzklausel-VO des Se-
nats von Berlin vom 13. August 2013 
für die Dauer einer zehnjährigen 
Sperrfrist seit dem Zeitpunkt des 
erstmaligen Erwerbs ausgeschlos-
sen. Diese Frist, die vorliegend in 
2009 zu laufen begonnen habe, sei 
bei Ausspruch der Kündigung am 
21. April 2014 noch nicht abgelaufen 
gewesen. Die Berliner Kündigungs-
schutzklausel-VO erfasse auch 
zum Zeitpunkt ihres Inkraftretens 
bereits bestehende Mietverhält-
nisse, selbst wenn der Vermieter 
den Wohnraum – wie im zu beur-

teilenden Fall – bereits vor ihrem 
Inkraftreten erworben habe. Die 
Verordnung sei verfassungsge-
mäß, insbesondere verstoße sie 
wegen der überragenden Bedeu-
tung des Mieterschutzes für das 
allgemeine Wohl nicht gegen das 
verfassungsrechtliche Rückwir-
kungsverbot. Zwar vertraue ein 
Vermieter bei Erwerb von Woh-
nungseigentum darauf, dass er 
nur nach Maßgabe der zu diesem 
Zeitpunkt bestehenden Vorschrif-
ten in seinen rechtlichen Möglich-
keiten, über die Wohnung zu ver-
fügen, beschränkt werde. Diese 
Erwartungshaltung müsse jedoch 
im Hinblick auf das Ziel, die Bevöl-
kerung mit ausreichendem Wohn-
raum zu angemessenen Bedin-
gungen zu versorgen, zurücktre-
ten. Zudem habe der Vermieter 
damit rechnen können, dass der 
Senat von Berlin den bereits seit 
2004 geltenden Kündigungsschutz 
(sieben Jahre in einigen Bezirken 
von Berlin) zeitlich und räumlich 
erweitern könnte.

Der Vermieter hat seine Berufung 
aufgrund des Hinweisbeschlusses 
der Kammer zurückgenommen.

aus der Pressemitteilung des Kam-
mergerichts Berlin vom 08.04.2016
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Menschen reagieren dann beson-
ders empfindlich, wenn man ihnen 
zu nahe kommt. Das gilt auch im Im-
mobilienwesen. Oft wird vor Gerich-
ten erbittert gestritten, weil einem 
Grundstückseigentümer der Nach-
bar vermeintlich mit seiner Grenz-
bepflanzung zu nahe gerückt ist oder 
weil die „Demarkationslinie“ auf an-
dere Weise verletzt wurde.

Der Infodienst Recht und Steuern 
der LBS hat für seine Extra-Ausgabe 
neun Urteile deutscher Gerichte ge-
sammelt, in denen es um diese Fra-
gen geht. Mal ist es die Mauer, mal 
der Zaun und mal der Müllcontainer 
an der Grundstücksgrenze, der für 
Ärger sorgt.

Einfriedungen sind aber nicht nur 
da, um die dahinter Wohnenden zu 
schützen, sondern manchmal auch, 
um Außenstehende vor Schaden zu 
bewahren. Zum Beispiel dann, wenn 
sich ein Hund auf dem Grundstück 
aufhält. Das Oberlandesgericht 
Stuttgart (Aktenzeichen 1 U 38/10) 
musste entscheiden, ob das Schild 
„Hier wache ich! Betreten auf eige-

MIETE UND MIETRECHT

ne Gefahr!“ mit der Abbildung eines 
Hundes ausreicht, um dem Besucher 
klar zu machen, dass er keinesfalls 
das Gartentürchen öffnen und das 
Grundstück betreten soll. Im konkre-
ten Fall konnte man die Klingel nicht 
anders erreichen. Die Richter waren 
der Meinung, bei besonders aggres-
siven Hunden reiche die obige War-
nung nicht aus. Hier müsse zum Bei-

spiel die Bissigkeit des Tieres eigens 
betont werden.

Der Bürgersteig zählt, was die Ver-
kehrssicherungspflicht betrifft, in 
der Regel zum Verantwortungsbe-
reich des Anliegers. Gerade im Win-
ter kommt es bei Schnee, Eis und 
Glätte immer wieder zu Unfällen. Ein 
Hauseigentümer hatte eine beson-
dere Gefahrenquelle geschaffen, in-
dem er (durchaus ortsüblich) eine Re-
genwasserableitung vom Dach direkt 
auf den Bürgersteig führte. Prompt 
rutschte ein Passant am frühen Mor-
gen auf der daraus entstandenen 
Eisplatte aus und verletzte sich. Der 
Hauseigentümer habe seiner Ver-
kehrssicherungspflicht nicht ge-

nügt, urteilte das Oberlandesgericht 
Naumburg (Aktenzeichen 2 U 25/13). 
Er hätte neben dem Streuen auch 
noch mit Warnhinweis und eventu-
ell mit Beleuchtung auf die Gefahren-
stelle hinweisen müssen.

Manche Grundstücksbesitzer leben 
geradezu in Symbiose miteinander, 
weil ihre Hausmauern unmittelbar 
aneinander grenzen, teilweise sogar 
verbunden oder ineinander verzahnt 
sind. Was geschieht eigentlich, wenn 
der eine sein Gebäude abreißt und 
die (nicht isolierte) Mauer des ande-
ren plötzlich „nackt“ da steht? Das 
musste das Oberlandesgericht Dres-
den (Aktenzeichen 11 U 568/08) ent-
scheiden. Es beschloss, dass der 
Verursacher des Abrisses und damit 
des Schadens an der gemeinsamen 
Grenzeinrichtung für eine fachge-
rechte Isolierung aufkommen müsse. 

Wenn ein Anwesen nicht genügend 
nach außen abgesichert ist, nehmen 
sich manche Zeitgenossen ziemli-
che Freiheiten heraus. So zum Bei-
spiel das Parken auf einer gar nicht 
dafür vorgesehenen Wiese. Um das 
zu verhindern, beschloss eine Ei-
gentümergemeinschaft, drei gro-
ße Findlinge aufstellen zu lassen, 
die ein Befahren der verbotenen Flä-
che verhindert hätten. Ein Mitglied 
der Gemeinschaft klagte dagegen. 
Die Richter des Amtsgerichts Ober-
hausen (Aktenzeichen 34 C 94/12) ga-
ben ihm Recht. Das Aufstellen solch 
wuchtiger Steine stelle eine bauliche 
Veränderung dar, die nur einstimmig 
beschlossen werden könne. So blieb 
der Gemeinschaft als Alternative nur 
das Anpflanzen von Büschen oder 
das Aufstellen eines Zaunes.

Die Fernwirkung von einem Grund-
stück auf das andere ist nicht zu 
unterschätzen. So fühlte sich ein 
Hauseigentümer gestört, weil zwei 

Juristische Grenzfälle 

Wenn Gerichte über Mauern, Zäune und dergleichen  
entscheiden müssen
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25 Meter hohe Eschen, die auf öf-
fentlichem Grund standen, sein 
Anwesen verschatteten. Der Fall 
ging bis vor die höchste Instanz, 
den Bundesgerichtshof (Akten-
zeichen V ZR 229/14). Die Juristen 
entschieden, dass die beiden Bäu-
me bleiben dürften, weil sie keine 
schwere und unerträgliche Beein-
trächtigung darstellten. Außerdem 
sei die Natur in der Stadt wichtig 
für die Luft- und Lebensqualität.

Eine vorausgegangene „böse Tat“ 
führt unter Umständen dazu, dass 
man sich seiner eigenen Rechte be-
raubt. So ging es einem Autofah-
rer, der seinen PKW verbotenerwei-
se auf dem Bürgersteig parkte. Es 
blieb deswegen nur noch ein schma-
ler Durchlass von etwa einem Meter. 
Prompt kam ein siebenjähriges, Rad 
fahrendes Kind ins Schlingern und 
verursachte einen Schaden an dem 
Fahrzeug. Der Halter forderte Ersatz 
von den Eltern, die ihre Aufsichts-
pflicht verletzt hätten. Das Amtsge-
richt München (Aktenzeichen 331 C 
5627/09) sah das nicht so. Das habe 
sich der Betroffene selbst zuzuschrei-
ben, er hätte sein Fahrzeug ja auch 
ordnungsgemäß parken können.

Zwei Nachbarn in Bayern gerieten 
über eine grenznahe Bepflanzung mit 
Elefantengras in Streit. Das Schilf-
gewächs, das mehrere Meter hoch 
werden könne, stelle eine Beein-
trächtigung dar, meinte der Kläger. 
Er befürchtete, dass üppiges Wurzel-
werk auf seinen Grund herüberwach-
sen könne, und dass die ausgetrock-
neten Blätter in der Hitze Feuer fan-
gen könnten. Beides betrachtete das 
Landgericht Coburg (Aktenzeichen 
32 S 23/09) als nicht so dramatisch. 
Zudem handle es sich bei Elefanten-
gras nicht um Bäume, Sträucher oder 
Hecken, weswegen die Vorschrif-
ten zur Grenzbepflanzung nicht anzu-
wenden seien.

Anwohner eines Altenheims fühlten 
sich durch ein Müllcontainerhaus an 
der Grundstücksgrenze beeinträch-
tigt. Von dort drängen Abfallgerü-
che herüber, Ungeziefer werde ange-

lockt und die Deckel der Tonnen wür-
den vom Personal auch nicht immer 
ordentlich geschlossen. Aber das 
Verwaltungsgericht Neustadt (Ak-
tenzeichen 3 K 470/15.NW) ließ das 
Müllhäuschen bestehen. Das bau-
rechtliche Gebot der Rücksichtnah-
me werde hier nicht verletzt. Die Er-
richtung des Gebäudes sei sozialad-
äquat gewesen.

Wenn der Grenzverlauf zwischen 
zwei Grundstücken nicht ganz klar ist, 
kann es schon mal zu folgenschwe-
ren Irrtümern kommen. So fällte ein 
Grundbesitzer mehrere Bäume, die 
die Nutzung des Anwesens störten. 
Was er nicht wusste: Er hatte auch 
Bäume aus öffentlichem Besitz ge-
schlagen. Vor dem Oberlandesgericht 
Oldenburg (Aktenzeichen 5 U 25/14) 
ging es darum, wer nun dafür haften 
müsse. Der zuständige Zivilsenat war 
der Meinung, das sei ein Fall für die 
Haftpflichtversicherung des Betrof-
fenen, denn hier habe sich ein allge-
meines Lebensrisiko verwirklicht.

Quelle:  
LBS, Infodienst Recht und Steuern

Decke mit Inhalt
Ausschütteln am Fenster eines Mietshauses 
kann verboten sein
Dass ein Mieter gelegentlich mal 
vom Fenster seiner Wohnung aus 
eine Decke ausschüttelt, ist nicht 
verboten. Vor allem dann nicht, 
wenn er darauf achtet, dass sich 
unten nicht gerade jemand auf-
hält oder dadurch irgendetwas ver-
schmutzt wird. Eine Mieterin in 
München ging allerdings weiter. Sie 
schüttelte auch eine Decke aus, in 
der sich Abfall wie Hundeknochen, 
Zahnstocher und anderes befand 
– und das, obwohl Menschen un-
ter dem Fenster standen. Die Nach-
barn forderten vor Gericht, dass sie 
ein derartiges Verhalten in Zukunft 

unterlasse. Nach Information des 
Infodienstes Recht und Steuern der 
LBS ordnete der zuständige Zivil-
richter genau das an. Im Urteil hieß 
es, die Betroffene dürfe zwar auch 
künftig ihre Decke ausschütteln, sie 
müsse aber streng darauf achten, 
dass sich darin keine Gegenstände 
befinden und dass kein Mensch un-
mittelbar davon betroffen sei.

Amtsgericht München  
– Aktenzeichen 424 C 28654/13

Quelle:  
LBS, Infodienst Recht und Steuern
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Der Bezirk Steglitz-Zehlendorf liegt 
ganz im Südwesten Berlins. Er gilt 
als gehobene Wohngegend mit der 
höchsten Sozialstruktur und ran-
giert diesbezüglich noch vor den 
Bezirken Charlottenburg-Wilmers-
dorf und Pankow.

300.000 Einwohner verteilen sich 
auf sieben Ortsteile. Steglitz-Zeh-
lendorf ist flächenmäßig der dritt-
größte Bezirk Berlins, bestehend 
aus den Ortsteilen Steglitz, Lank-
witz, Lichterfelde, Zehlendorf, Dah-
lem, Nikolassee und Wannsee.

Die Bevölkerungsdichte beträgt 
209.002 Einwohner/km². Im Wes-
ten grenzt der Bezirk an die Lan-
deshauptstadt Potsdam, im Süden 
an den Landkreis Potsdam-Mittel-
mark mit Kleinmachnow und Teltow. 
Die nördlichen Grenzen reichen bis 
Spandau und Charlottenburg-Wil-
mersdorf sowie in östlicher Richtung 
bis Tempelhof-Schöneberg.

Der Bezirk ist unterschiedlich dicht 
besiedelt. Wannsee, der mit fast ei-
nem Viertel der Gesamtfläche des 
Bezirks größte Ortsteil von Steglitz-
Zehlendorf, ist mit einem Bevölke-
rungsanteil von nur 3% sehr dünn 
besiedelt. Dies entspricht 410 Ein-
wohnern pro km².

AUSFLUGSTIPP

Wannsee
Seit jeher ist Wannsee ein beliebter 
Ausflugsort für Berliner und Touris-
ten. 

Es liegt auf einer Insel, die heute 
über fünf Brücken zum umliegen-
den Festland verfügt: nämlich die 
Wannseebrücke, die Alsenbrücke, 
die Parkbrücke, die Hubertusbrücke 
und die Glienicker Brücke. Wannsee 
wird im Norden und Westen von der 
Havel umschlossen, im Osten grenzt 
es an den Großen Wannsee und im 
Süden an den Griebnitzsee.

Die Besiedlung des Bezirkes erfolg-
te vom Dorf Stolpe aus. Im Dorfkern 
sind die von Friedrich August Stü-
ler 1858 erbaute Kirche am Stölp-
chensee sowie das älteste Gebäude 
Wannsees zu besichtigen. Im Zeital-
ter der Industrialisierung zog es vie-
le Berliner an den Stadtrand, um der 
Hektik der Innenstadt zu entkom-
men. Die Gegend um das Dorf Stolpe 
war zu dieser Zeit unbesiedelt. Der 
erfolgreiche Berliner Bankier und 
Direktor der Berliner Handelsgesell-
schaft Wilhelm Conrad erwarb ca. 
320 Morgen Land und begann ab 
1870 in Wannsee eine Kulturland-
schaft mit prachtvollen Villen und 

Parkanlagen anzulegen. Er hatte die 
Idee von einem Gesamtkunstwerk – 
etwa wie die Wilhelmkolonie Lich-
terfelde – jedoch in einer Parkland-
schaft gelegen und umgeben von 
den Havelseen. Conrad fand Käufer 
für die Grundstücke, die nicht kleiner 
als ein preußischer Morgen waren, 
was 2.553 m² entspricht. Zwei Jah-
re nachdem er die zunächst für sich 
errichtete Villa Alsen bezogen hatte, 
waren zwölf neue Villen in der Kolo-
nie errichtet worden. Mehr und mehr 
wohlhabende Bürger zog es in die 
Kolonie Alsen.

Ab 1874 begann die Errichtung der 
Villenkolonie Wannsee am Ostufer 
des Großen Wannsees. Um weitere 
Zuzügler zu gewinnen, wurde 1874 
zwischen Berlin und Wannsee eine 
Bahnverbindung gebaut. 1898 ent-

Berliner Bezirke stellen sich vor.

– ein Ortsteil von Steglitz-Zehlendorf
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stand die Gemeinde Wannsee aus 
dem Dorf Stolpe sowie den Kolonien 
Alsen und Wannsee.

Wannsee war ein beliebter Wohnort 
für viele berühmte Persönlichkeiten. 
Unter anderem lebte hier der Maler 
Max Liebermann in seinem Sommer-
haus. Heute beherbergt die Lieber-
mannvilla ein Museum mit Werken 
des Malers und ständigen Ausstel-
lungen junger Künstler. Nach der 
Restaurierung der Villa wurde der 
Garten neu angelegt und das Was-
sergrundstück erhielt wieder sein 
ursprüngliches Aussehen.

Auch die Villa am Großen Wannsee 
56/58, in der die Wannseekonferenz 
stattfand, ist der Öffentlichkeit zu-
gänglich. Das Haus ist heute eine Ge-
denk- und Bildungsstätte. Im Garten 
des Hauses ist zurzeit eine Ausstel-
lung über die Baugeschichte der Ko-
lonie Alsen und über das Schicksal 
der Villen und ihrer Eigentümer wäh-
rend der Nazi-Herrschaft zu sehen.

Wannsee hat aber auch das Schloss 
Glienicke und das Jagdschloss Glie-
nicke aufzuweisen. Beide Schlösser 
sind in weitläufige Parks eingebet-

tet. Der Blick reicht über den Wann-
see bis zum Babelsberger Schloss.

Ein weiteres beliebtes Ausflugs-
ziel ist die in der Nähe gelegene Kir-
che St. Peter und Paul auf Nikols-
koe. Nicht weit davon lässt es sich 
mit einer Fähre auf die Pfaueninsel 
übersetzen. Dort befindet sich ein 
weiteres Schlösschen, das Fried-
rich-Wilhelm II im 18. Jahrhundert 
errichten ließ. Ergänzt wird dieses 
Schlösschen durch das Kavaliers-
haus, eine Meierei und landwirt-
schaftliche Gehöfte.

Wannsee ist immer einen Ausflug 
wert. Nicht zu vergessen ist das 
größte europäische Strandbad – 
das Strandbad Wannsee, das Ge-
nerationen von Berlinern als Bade- 
und Erholungsort diente. Der Was-

Bilder (v. l.):
Karte von Wannsee
Großer Wannsee
Kirche am Stölpchensee
Colonie Alsen 1883
Liebermann-Villa
Glienicker Brücke
Haus der Wannsee- 
       Konferenz
Strandbad
Schloss Glienicke
Jagdschloss Glienicke

sersport ist in Wannsee weit über 
seine Grenzen hinaus bekannt. Es 
sind allein 21 Segel- und 10 Ruder-
vereine dort ansässig.

Wer aber in diesem Ortsteil leben 
möchte, findet ein teures und sehr 
begrenztes Angebot vor. An der 
Straße zum Heckeshorn sowie hin-
ter dem „Löwentor“ befinden sich 
die jüngsten Neubaugebiete. Über-
wiegend entstehen hier Eigentums-
wohnungen – nur vereinzelt Miet-
wohnungen. Weitere Neubauge-
biete sind derzeit nicht geplant. Die 
weitere – vielleicht mieterfreundli-
che – Entwicklung bleibt abzuwar-
ten. 

GR



Hauptgeschäftsstelle
Konstanzer Straße 61, 10707 Berlin	 Mo, Di, Mi, Do	 9	 –	19.00
Telefon 921 02 30-10, Fax 921 02 30-11 	 Fr	 9	 –	14.00
zentrale@mieterschutzbund.berlin	 Sa	 10	 –	14.00
Beratung nach Voranmeldung

 
Filiale Mitte	 Mo	 9	 –	17.00
Torstraße 25, 10119 Berlin	 Di	 9	 –	19.00
Telefon 921 02 30-30, Fax 921 02 30-31	 Mi	 9	 –	17.00 
mitte@mieterschutzbund.berlin	 Do	 9	 –	18.00
Beratung nach Voranmeldung	 Fr	 9	 –	14.00

  
Filiale Neukölln	 Mo	 9	 –	17.00
Karl-Marx-Straße 51, 12043 Berlin	 Di	 9	 –	19.00
Telefon 921 02 30-50, Fax 921 02 30-51	 Mi	 9	 –	18.00 
neukoelln@mieterschutzbund.berlin 	 Do	 9	 –	19.00 
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Filiale Wedding	
Müllerstraße 53, 13349 Berlin	 Mo, Mi, Do	 9	 –	17.00
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Die Telefon-Beratung

Sie brauchen eine schnelle und kompetente Aus-
kunft zu Mietrechtsfragen? Sie haben aber keine 
Zeit für eine Beratung in einer unserer Beratungs-
stellen oder wohnen außerhalb Berlins? Dann ist 
unsere telefonische Mieterberatung für Sie ideal.

Die Telefonberatung ist nur für kurze, grundsätzliche 
Fragen geeignet. Prüfungen von Mieterhöhungen, 
Betriebs- und Heizkostenabrechnungen oder neu 
abzuschließenden Mietverträgen können nur im 
Rahmen eines persönlichen Gespräches stattfinden.

Als Mitglied im Mieterschutzbund Berlin e. V. 
stellen Sie Ihre Fragen an unsere Anwälte/innen 
ausschließlich unter der Rufnummer:

921 02 30 60 diese Nummer ist für die  
Rechtsberatung von Mitgliedern reserviert.

Zu folgenden Zeiten: 

Montag – Freitag von 12.00 – 14.00 Uhr
Dienstag und Donnerstag von 17.00 – 19.00 Uhr

Mieter werben Mieter

Sind Sie mit uns zufrieden? Dann empfehlen Sie 
uns weiter. Für jedes von Ihnen geworbene Mit-
glied erhalten Sie 5,- Euro auf Ihr Mitgliedskonto 
und haben darüber hinaus die Chance auf zusätz-
liche Preise, die wir zum Jahresende verlosen.
Machen Sie mit – es lohnt sich!

www.mieterschutzbund.berlin

RGuter Rat 
 rentiert sich.


